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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 304/2003 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 28. Januar 2003

über die Aus- und Einfuhr gefährlicher Chemikalien

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 175 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (2),

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Verordnung (EWG) Nr. 2455/92 des Rates vom
23. Juli 1992 betreffend die Ausfuhr und Einfuhr
bestimmter gefährlicher Chemikalien (4) wurde unter
anderem ein gemeinsames Notifikations- und Informa-
tionssystem für Ausfuhren von Chemikalien in Drittlän-
der geschaffen, die in der Gemeinschaft aufgrund ihrer
Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und die
Umwelt verboten sind oder strengen Beschränkungen
unterliegen. Gleichzeitig wurde die Anwendung des
internationalen Verfahrens der �vorherigen Zustim-
mung nach Inkenntnissetzung� (�Prior Informed Con-
sent�, PIC) verbindlich vorgeschrieben, das in den recht-
lich nicht verbindlichen Londoner Leitlinien für den
Informationsaustausch über Chemikalien im internatio-
nalen Handel des Umweltprogramms der Vereinten
Nationen (UNEP) (in der Fassung von 1989) sowie im
Internationalen Verhaltenskodex für das Inverkehrbrin-
gen und die Anwendung von Pestiziden (in der Fassung
von 1990) der Ernährungs- und Landwirtschaftsorgani-
sation (FAO) verankert ist.

(2) Am 11. September 1998 unterzeichnete die Gemein-
schaft das Rotterdamer Übereinkommen über das Ver-
fahren der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnisset-
zung für bestimmte gefährliche Chemikalien sowie Pes-
tizide im internationalen Handel (PIC-Übereinkommen).
Gleichzeitig wurde eine Entschließung über Übergangs-
bestimmungen verabschiedet, die in der Schlussakte der
Diplomatischen Konferenz niedergelegt wurden, womit
auf der Grundlage des Übereinkommens ein PIC-Ver-
fahren für die Übergangsphase geschaffen wurde.

(3) Die Gemeinschaft sollte die Bestimmungen des Über-
einkommens umsetzen und bis zu dessen Inkrafttreten
ein PIC-Übergangsverfahren anwenden, wobei im Ver-
gleich zur Verordnung (EWG) Nr. 2455/92 keine
Abstriche am Niveau des Schutzes von Umwelt und
Öffentlichkeit in einführenden Ländern gemacht wer-
den dürfen.

(4) Unter Berücksichtigung dieses Ziels müssen einige
Bestimmungen weiter gehen als die Bestimmungen des
Übereinkommens. Gemäß Artikel 15 Absatz 4 des
Übereinkommens können die Vertragsparteien Maß-
nahmen treffen, die die menschliche Gesundheit und
die Umwelt strenger schützen als die Vorgaben des
Übereinkommens, sofern diese Maßnahmen mit dem
Übereinkommen und dem Völkerrecht vereinbar sind.

(5) Für die Beteiligung der Gemeinschaft am Übereinkom-
men ist es wesentlich, dass eine einzige Stelle für die
Kontakte der Gemeinschaft mit dem Sekretariat und
anderen Vertragsparteien des Übereinkommens sowie
mit sonstigen Ländern zuständig ist. Die Kommission
sollte die Funktion dieser Kontaktstelle übernehmen.

(6) Für Ausfuhren gefährlicher Chemikalien, die in der
Gemeinschaft verboten sind oder strengen Beschrän-
kungen unterliegen, sollte weiterhin ein gemeinsames
Ausfuhrnotifikationsverfahren gelten. Folglich sollten
für gefährliche Chemikalien � ob in Form der Stoffe
selbst oder bei Verwendung in Zubereitungen � die
von der Gemeinschaft im Hinblick auf die Verwendung
als Pflanzenschutzmittel, als andere Arten von Pestizi-
den oder als Industriechemikalien zur Verwendung
durch Fachleute oder die Öffentlichkeit verboten oder
strengen Beschränkungen unterworfen wurden, ähn-

(1) ABl. C 126 E vom 28.5.2002, S. 291.
(2) ABl. C 241 vom 7.10.2002, S. 50.
(3) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 24. Oktober

2002 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des
Rates vom 19. Dezember 2002.

(4) ABl. L 251 vom 29.8.1992, S. 13. Zuletzt geändert durch die Ver-
ordnung (EG) Nr. 300/2002 der Kommission (ABl. L 52 vom
22.2.2002, S. 1).
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liche Bestimmungen für die Ausfuhrnotifikation gelten
wie für Chemikalien, die in einer oder beiden der im
Übereinkommen festgelegten Verwendungskategorien,
d. h. für die Verwendung als Pestizide oder als Indus-
triechemikalien, verboten sind oder strengen Beschrän-
kungen unterliegen. Darüber hinaus sollten auch für
die dem internationalen PIC-Verfahren unterliegenden
Chemikalien dieselben Regeln gelten. Dieses Verfahren
der Ausfuhrnotifikation sollte für die Ausfuhren aus
der Gemeinschaft in alle Drittländer gelten, und zwar
unabhängig davon, ob diese Vertragsparteien des Über-
einkommens sind oder dessen Verfahren anwenden.
Die Mitgliedstaaten sollten Verwaltungsgebühren erhe-
ben können, um ihre Kosten für dieses Verfahren zu
decken.

(7) Exporteure und Importeure sollten verpflichtet sein,
Informationen über die Mengen der im internationalen
Handel befindlichen und unter diese Verordnung fallen-
den Chemikalien zu erteilen, damit die Auswirkungen
und die Wirksamkeit der Verordnung überwacht und
bewertet werden können.

(8) Rechtsvorschriften der Gemeinschaft oder eines Mit-
gliedstaats, die zu einem Verbot oder zur strengen
Beschränkung der Verwendung von Chemikalien füh-
ren, sollten von der Kommission an das Sekretariat des
Übereinkommens im Hinblick auf eine Aufnahme der
betreffenden Chemikalien in das internationale PIC-Ver-
fahren notifiziert werden, sofern die einschlägigen Kri-
terien des Übereinkommens erfüllt sind. Zusätzliche
Informationen zur Begründung solcher Notifikationen
sollten, sofern erforderlich, eingeholt werden.

(9) Sind Rechtsvorschriften der Gemeinschaft oder eines
Mitgliedstaats aufgrund der Kriterien nicht zu notifizie-
ren, sollten dem Sekretariat und anderen Vertragspar-
teien des Übereinkommens im Interesse eines guten
Informationsaustauschs dennoch Angaben über die
betreffenden Rechtsvorschriften übermittelt werden.

(10) Es muss ferner sichergestellt werden, dass die Gemein-
schaft Entscheidungen über die Einfuhr von dem inter-
nationalen PIC-Verfahren unterliegenden Chemikalien
in die Gemeinschaft trifft. Diese Entscheidungen sollten
sich auf geltende Gemeinschaftsvorschriften stützen
und Verboten oder strengen Beschränkungen durch die
Mitgliedstaaten Rechnung tragen. Änderungen des
Gemeinschaftsrechts sollten erfolgen, wenn dies
gerechtfertigt ist.

(11) Es sollte sichergestellt werden, dass Mitgliedstaaten und
Exporteure Kenntnis von den Entscheidungen einfüh-
render Länder über Chemikalien, die dem internationa-
len PIC-Verfahren unterliegen, erhalten, und dass die
Exporteure sich an diese Entscheidungen halten. Um zu
vermeiden, dass es zu unerwünschten Ausfuhren
kommt, weil ein einführendes Land es beispielsweise
versäumt hat, eine Einfuhrentscheidung zu treffen oder
auf Ausfuhrnotifikationen zu reagieren, sollten Che-
mikalien, die in der Gemeinschaft verboten sind oder

strengen Beschränkungen unterliegen und die Kriterien
des Übereinkommens erfüllen oder unter das interna-
tionale PIC-Verfahren fallen, nur mit ausdrücklicher
Zustimmung des einführenden Landes ausgeführt wer-
den, und zwar unabhängig davon, ob es sich bei dem
Land um eine Vertragspartei des Übereinkommens han-
delt oder nicht.

(12) Ferner ist es wichtig, dass alle ausgeführten Chemika-
lien eine angemessene Haltbarkeitsdauer haben, um
wirksam und sicher verwendet werden zu können. Ins-
besondere bei Pestiziden und vor allem bei deren Aus-
fuhr in Entwicklungsländer ist es notwendig, dass Infor-
mationen über ordnungsgemäße Lagerbedingungen
erteilt werden und dass durch eine angepasste Ver-
packung und Größe der Behälter vermieden wird, dass
veraltete Bestände übrig bleiben.

(13) Das Übereinkommen gilt nicht für Chemikalien enthal-
tende Artikel. Dennoch sollten die Ausfuhrnotifikati-
onsbestimmungen auch für Artikel gelten, die Che-
mikalien enthalten, die unter Verwendungs- oder Ent-
sorgungsbedingungen freigesetzt werden könnten und
die in der Gemeinschaft in einer oder mehreren der im
Übereinkommen festgelegten Verwendungskategorien
verboten sind oder strengen Beschränkungen unterlie-
gen oder unter das internationale PIC-Verfahren fallen.
Zudem sollten bestimmte Chemikalien und Artikel, die
spezifische Chemikalien enthalten, die nicht unter das
Übereinkommen fallen, aber besonderen Anlass zu
Bedenken geben, überhaupt nicht ausgeführt werden.
Welche Chemikalien einer solchen strengen Kontrolle
unterliegen, sollte der Rat mit qualifizierter Mehrheit
entscheiden.

(14) Nach dem Übereinkommen sollten Informationen über
die Durchfuhr von Chemikalien, die dem internationa-
len PIC-Verfahren unterliegen, Vertragsparteien des
Übereinkommens zur Verfügung gestellt werden, die
solche Informationen wünschen.

(15) Für alle gefährlichen Chemikalien, die zur Ausfuhr in
Vertragsparteien und sonstige Länder bestimmt sind,
sollten die Gemeinschaftsvorschriften für die Ver-
packung und Kennzeichnung sowie sonstige Sicher-
heitsinformationen gelten, es sei denn, diese Bestim-
mungen stehen im Widerspruch zu spezifischen Anfor-
derungen des einführenden Landes, wobei die einschlä-
gigen internationalen Normen zu berücksichtigen sind.

(16) Die Mitgliedstaaten sollten für eine wirksame Kontrolle
und Durchsetzung der Bestimmungen Behörden �
zum Beispiel Zollbehörden � bestimmen, die für die
Kontrolle von Ein- und Ausfuhren von unter diese Ver-
ordnung fallenden Chemikalien verantwortlich sind.
Die Kommission und die Mitgliedstaaten spielen dabei
eine zentrale Rolle und sollten bei ihren Tätigkeiten
gezielt und koordiniert vorgehen. Die Mitgliedstaaten
sollten im Fall von Verstößen für geeignete Sanktionen
sorgen.
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(17) Informationsaustausch, gemeinsame Verantwortung
und Zusammenarbeit zwischen der Gemeinschaft und
ihren Mitgliedstaaten sowie Drittländern sollte im Inte-
resse eines verständigen Umgangs mit Chemikalien
gefördert werden, und zwar unabhängig davon, ob die
betreffenden Drittländer Vertragsparteien des Überein-
kommens sind oder nicht. Insbesondere die technische
Hilfe an Entwicklungsländer und Länder mit im Über-
gang befindlichen Wirtschaftssystemen sollte von der
Kommission und den Mitgliedstaaten auf direktem Weg
oder aber indirekt über die Unterstützung von Projek-
ten von Nichtregierungsorganisationen gefördert wer-
den, um den betreffenden Ländern die Umsetzung des
Übereinkommens zu ermöglichen.

(18) Um die Wirksamkeit der Verfahren zu gewährleisten,
sollten diese regelmäßig überwacht werden. Zu diesem
Zweck sollten die Mitgliedstaaten in regelmäßigen
Abständen Berichte an die Kommission übermitteln,
die ihrerseits dem Europäischen Parlament und dem
Rat regelmäßig Bericht erstatten sollte.

(19) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderli-
chen Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss
1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Fest-
legung der Modalitäten für die Ausübung der der Kom-
mission übertragenen Durchführungsbefugnisse (1)
erlassen werden.

(20) Die Verordnung (EWG) Nr. 2455/92 sollte daher auf-
gehoben und ersetzt werden �

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Ziele

(1) Mit dieser Verordnung werden folgende Ziele verfolgt:

a) das Rotterdamer Übereinkommen über das Verfahren der
vorherigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung für
bestimmte gefährliche Chemikalien sowie Pestizide im
internationalen Handel umzusetzen,

b) die gemeinsame Verantwortung und die gemeinschaftli-
chen Bemühungen im internationalen Verkehr mit gefähr-
lichen Chemikalien zu fördern, um die menschliche
Gesundheit und die Umwelt vor möglichem Schaden zu
bewahren, und

c) zu einer umweltverträglichen Verwendung dieser Che-
mikalien beizutragen.

Diese Ziele werden erreicht durch Erleichterung des Austauschs
von Informationen über die Merkmale dieser Chemikalien,
durch Schaffung eines gemeinschaftlichen Entscheidungspro-

zesses über ihre Ein- und Ausfuhr sowie durch Weitergabe die-
ser Entscheidungen an die Vertragsparteien des Übereinkom-
mens und sonstige Länder.

(2) Durch diese Verordnung soll zudem gewährleistet wer-
den, dass die in der Richtlinie 67/548/EWG des Rates vom 27.
Juni 1967 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung
gefährlicher Stoffe (2) und der Richtlinie 1999/45/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 1999 zur
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten für die Einstufung, Verpackung und Kennzeich-
nung gefährlicher Zubereitungen (3) festgelegten Bestimmun-
gen für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung von
für Mensch oder Umwelt gefährlichen Chemikalien, die in der
Europäischen Gemeinschaft in Verkehr gebracht werden, auch
dann gelten, wenn solche Chemikalien aus einem Mitgliedstaat
in eine Vertragspartei oder ein sonstiges Land ausgeführt wer-
den, es sei denn, diese Bestimmungen stehen im Widerspruch
zu etwaigen spezifischen Anforderungen der Vertragspartei
oder des sonstigen Landes.

Artikel 2

Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für:

a) bestimmte gefährliche Chemikalien, die dem Verfahren
der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung (PIC-
Verfahren) des Rotterdamer Übereinkommens unterliegen,

b) bestimmte gefährliche Chemikalien, die in der Gemein-
schaft oder einem Mitgliedstaat verboten sind oder stren-
gen Beschränkungen unterliegen, und

c) alle ausgeführten Chemikalien im Hinblick auf ihre Einstu-
fung, Verpackung und Kennzeichnung.

(2) Diese Verordnung gilt nicht für:

a) Suchtstoffe und psychotrope Substanzen, die unter die
Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 des Rates vom 13.
Dezember 1990 über Maßnahmen gegen die Abzweigung
bestimmter Stoffe zur unerlaubten Herstellung von
Suchtstoffen und psychotropen Substanzen (4) fallen;

b) radioaktive Materialien und Stoffe, die unter die Richtlinie
96/29/Euratom des Rates vom 13. Mai 1996 zur Fest-

(1) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.

(2) ABl. 196 vom 16.8.1967, S. 1. Zuletzt geändert durch die Richt-
linie 2001/59/EG der Kommission (ABl. L 225 vom 21.8.2001,
S. 1).

(3) ABl. L 200 vom 30.7.1999, S. 1. Zuletzt geändert durch die Richt-
linie 2001/60/EG der Kommission (ABl. L 226 vom 22.8.2001,
S. 5).

(4) ABl. L 357 vom 20.12.1990, S. 1. Zuletzt geändert durch die Ver-
ordnung (EG) Nr. 1232/2002 der Kommission (ABl. L 180 vom
10.7.2002, S. 5).
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legung der grundlegenden Sicherheitsnormen für den
Schutz der Gesundheit der Arbeitskräfte und der Be-
völkerung gegen die Gefahren durch ionisierende Strah-
lungen (1) fallen;

c) Abfälle, die unter die Richtlinie 75/442/EWG des Rates
vom 15. Juli 1975 über Abfälle (2) und die Richtlinie
91/689/EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 über
gefährliche Abfälle (3) fallen;

d) chemische Waffen, die unter die Verordnung (EG) Nr.
1334/2000 des Rates vom 22. Juni 2000 über eine
Gemeinschaftsregelung für die Kontrolle der Ausfuhr von
Gütern und Technologien mit doppeltem Verwendungs-
zweck (4) fallen;

e) Lebensmittel und Lebensmittelzusätze, die unter die Richt-
linie 89/397/EWG des Rates vom 14. Juni 1989 über die
amtliche Lebensmittelüberwachung (5) fallen;

f) Futtermittel, die unter die Verordnung (EG) Nr. 178/2002
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28.
Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze
und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung
der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und
zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicher-
heit (6) fallen; dazu gehören auch Zusatzstoffe, verarbeitet,
teilweise verarbeitet oder unverarbeitet, die zur oralen
Tierfütterung bestimmt sind;

g) genetisch veränderte Organismen, die unter die Richtlinie
2001/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 12. März 2001 über die absichtliche Freisetzung
genetisch veränderter Organismen in die Umwelt und zur
Aufhebung der Richtlinie 90/220/EWG des Rates (7) fal-
len;

h) Arzneimittel und Tierarzneimittel, die unter die Richtlinie
2001/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 6. November 2001 zur Schaffung eines Gemein-
schaftskodexes für Humanarzneimittel (8) und die Richt-
linie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 6. November 2001 zur Schaffung eines
Gemeinschaftskodexes für Tierarzneimittel (9) fallen,
soweit sie nicht unter Artikel 3 Nummer 4 Buchstabe b)
fallen;

i) Chemikalien, die für Forschungs- oder Analysezwecke ein-
geführt werden und aufgrund der geringen Mengen, die in
keinem Fall mehr als 10 kg betragen dürfen, keine Aus-
wirkungen auf die Gesundheit und die Umwelt haben
dürften.

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffs-
bestimmungen:

1. �Chemikalie� ist ein Stoff im Sinne der Richtlinie
67/548/EWG, der entweder allein oder in einer Zuberei-
tung vorliegt, oder eine Zubereitung, wobei dieser Stoff
bzw. diese Zubereitung entweder hergestellt oder aus der
Natur gewonnen sein kann, mit Ausnahme von lebenden
Organismen. Dazu gehören zwei Kategorien: Pestizide,
einschließlich sehr gefährlicher Pestizidformulierungen,
und Industriechemikalien.

2. �Zubereitung� ist ein Gemisch oder eine Lösung aus zwei
oder mehr Stoffen, wenn die Zubereitung im Sinne der
Richtlinie 1999/45/EG aufgrund des Vorhandenseins eines
dieser Stoffe gemäß dem Gemeinschaftsrecht der Kenn-
zeichnungspflicht unterliegt.

3. �Artikel� ist ein Endprodukt, das eine Chemikalie enthält,
deren Verwendung in diesem bestimmten Produkt nach
den Gemeinschaftsvorschriften verboten ist oder strengen
Beschränkungen unterliegt.

4. �Pestizide� sind Chemikalien der folgenden zwei Unterka-
tegorien:

a) als Pflanzenschutzmittel verwendete Pestizide, die
unter die Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15.
Juli 1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzen-
schutzmitteln (10) fallen;

b) sonstige Pestizide, wie Biozid-Produkte, die unter die
Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 16. Februar 1998 über das Inverkehr-
bringen von Biozid-Produkten (11) fallen, und wie
Desinfektionsmittel, Insektizide und Parasitenmittel,
die unter die Richtlinien 2001/82/EG und
2001/83/EG fallen.

5. �Industriechemikalien� sind Chemikalien der folgenden
zwei Unterkategorien:

a) Chemikalien zur Verwendung durch Fachleute;

b) Chemikalien zur Verwendung durch die Öffentlich-
keit.

(1) ABl. L 159 vom 29.6.1996, S. 1.
(2) ABl. L 194 vom 25.7.1975, S. 39. Zuletzt geändert durch die Ent-

scheidung 96/350/EG der Kommission (ABl. L 135 vom 6.6.1996,
S. 32).

(3) ABl. L 377 vom 31.12.1991, S. 20. Zuletzt geändert durch die
Richtlinie 94/31/EG des Rates (ABl. L 168 vom 2.7.1994, S. 28).

(4) ABl. L 159 vom 30.6.2000, S. 1. Zuletzt geändert durch die Ver-
ordnung (EG) Nr. 880/2002 des Rates (ABl. L 139 vom 29.5.2002,
S. 7).

(5) ABl. L 186 vom 30.6.1989, S. 23. Zuletzt geändert durch die
Richtlinie 93/99/EWG des Rates (ABl. L 290 vom 24.11.1993,
S. 14).

(6) ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1.
(7) ABl. L 106 vom 17.4.2001, S. 1. Zuletzt geändert durch die Ent-

scheidung 2002/811/EG des Rates (ABl. L 280 vom 18.10.2002, S.
27).

(8) ABl. L 311 vom 28.11.2001, S. 67.
(9) ABl. L 311 vom 28.11.2001, S. 1.

(10) ABl. L 230 vom 19.8.1991, S. 1. Zuletzt geändert durch die Richt-
linie 2002/81/EG der Kommission (ABl. L 276 vom 12.10.2002,
S. 28).

(11) ABl. L 123 vom 24.4.1998, S. 1.
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6. Der �Ausfuhrnotifikation unterliegende Chemikalien� sind
sämtliche Chemikalien, die in der Gemeinschaft in einer
oder mehreren Kategorien oder Unterkategorien verboten
sind oder strengen Beschränkungen unterliegen, sowie
sämtliche dem PIC-Verfahren unterliegenden Chemikalien,
die in Anhang I Teil 1 aufgeführt sind.

7. �Chemikalien, die Kandidaten für die PIC-Notifikation
sind�, sind sämtliche Chemikalien, die in der Gemeinschaft
oder einem Mitgliedstaat in einer oder mehreren Katego-
rien verboten sind oder strengen Beschränkungen unterlie-
gen. Chemikalien, die in der Gemeinschaft in einer oder
mehreren Kategorien verboten sind oder strengen
Beschränkungen unterliegen, sind in Anhang I Teil 2 auf-
geführt.

8. Dem �PIC-Verfahren unterliegende Chemikalien� sind
sämtliche Chemikalien, die in Anhang III des Übereinkom-
mens aufgeführt sind bzw. bis zu dessen Inkrafttreten
dem PIC-Übergangsverfahren unterliegen. Die betreffenden
Chemikalien sind in Anhang I Teil 3 dieser Verordnung
aufgeführt.

9. �Verbotene Chemikalien� sind:

a) Chemikalien, deren Verwendung für alle Zwecke
innerhalb einer oder mehrerer Kategorien oder Unter-
kategorien aus Gesundheits- oder Umweltschutzgrün-
den durch unmittelbar geltende Rechtsvorschriften der
Gemeinschaft verboten ist, oder

b) Chemikalien, für deren erstmalige Verwendung die
Zulassung verweigert worden ist oder die von der
Industrie entweder in der Gemeinschaft vom Markt
genommen oder von einer weiteren Berücksichtigung
bei einem Notifikations-, Registrierungs- oder Geneh-
migungsverfahren zurückgezogen worden sind, wobei
erkenntlich sein muss, dass die betreffende Chemikalie
Bedenken hinsichtlich der menschlichen Gesundheit
oder der Umwelt verursacht.

10. �Strengen Beschränkungen unterliegende Chemikalien�
sind:

a) Chemikalien, deren Verwendung innerhalb einer oder
mehrerer Kategorien oder Unterkategorien für prak-
tisch alle Zwecke aus Gesundheits- oder Umwelt-
schutzgründen durch unmittelbar geltende Rechtsvor-
schriften verboten, für bestimmte Verwendungen
jedoch zugelassen ist, oder

b) Chemikalien, für deren Verwendung für praktisch alle
Zwecke die Zulassung verweigert worden ist oder die
von der Industrie entweder in der Gemeinschaft vom
Markt genommen oder von einer weiteren Berücksich-
tigung bei einem Notifikations-, Registrierungs- oder
Genehmigungsverfahren zurückgezogen worden sind,
wobei erkenntlich sein muss, dass die betreffende Che-
mikalie Bedenken hinsichtlich der menschlichen
Gesundheit oder der Umwelt verursacht.

11. �Chemikalie, die in einem Mitgliedstaat verboten ist oder
strengen Beschränkungen unterliegt�, ist eine Chemikalie,
die aufgrund nationaler Rechtsvorschriften eines Mitglied-
staats verboten ist oder strengen Beschränkungen unter-
liegt.

12. �Unmittelbar geltende Rechtsvorschriften� sind Rechtsvor-
schriften mit dem Ziel eines Verbots oder einer strengen
Beschränkung einer Chemikalie.

13. �Übereinkommen� ist das Rotterdamer Übereinkommen
vom 10. September 1998 über das Verfahren der vorheri-
gen Zustimmung nach Inkenntnissetzung für bestimmte
gefährliche Chemikalien sowie Pestizide im internationa-
len Handel.

14. �PIC-Verfahren� ist das mit dem Übereinkommen geschaf-
fene Verfahren der vorherigen Zustimmung nach Inkennt-
nissetzung.

15. �Sehr gefährliche Pestizidformulierungen� sind für pesti-
zide Zwecke formulierte Chemikalien, die unter Anwen-
dungsbedingungen nach ein- oder mehrmaliger Exposition
innerhalb kurzer Zeit ernsthafte Auswirkungen auf
Gesundheit oder Umwelt haben.

16. �Ausfuhr� ist:

a) die endgültige oder vorübergehende Ausfuhr von Che-
mikalien, die die Voraussetzungen von Artikel 23
Absatz 2 des Vertrags erfüllen;

b) die Wiederausfuhr von Chemikalien, die die Voraus-
setzungen des Buchstaben a) nicht erfüllen und sich in
einem anderen Zollverfahren als dem Transitverfahren
befinden.

17. �Einfuhr� ist das Verbringen von Chemikalien in das Zoll-
gebiet der Gemeinschaft, die sich in einem anderen Zoll-
verfahren als dem Transitverfahren befinden.

18. �Exporteur� ist jede natürliche oder juristische Person, für
die eine Ausfuhrerklärung abgegeben wird, also die Per-
son, die zum Zeitpunkt der Annahme der Erklärung Partei
des Vertrages mit dem Empfänger in einer Vertragspartei
oder in einem sonstigem Land ist und die das Recht hat,
über die Ausfuhr der betreffenden Chemikalie aus dem
Zollgebiet der Gemeinschaft zu entscheiden. Wurde kein
Ausfuhrvertrag geschlossen oder handelt die Partei des
Vertrages für einen anderen, so gibt das Recht, über die
Ausfuhr der Chemikalie aus dem Zollgebiet der Gemein-
schaft zu entscheiden, den Ausschlag.

19. �Importeur� ist jede natürliche oder juristische Person, die
zum Zeitpunkt der Einfuhr in das Zollgebiet der Gemein-
schaft Empfänger der Chemikalie ist.

20. �Vertragspartei des Übereinkommens� ist ein Staat oder
eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration,
der/die zugestimmt hat, durch dieses Übereinkommen
gebunden zu sein, und in dem/der das Übereinkommen in
Kraft ist.
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21. �Vertragspartei� ist:

a) eine Vertragspartei des Übereinkommens;

b) jedes Land, das das Übereinkommen zwar nicht ratifi-
ziert hat, aber während eines von der Konferenz der
Vertragsparteien festzulegenden Zeitraums am PIC-
Verfahren teilnimmt;

c) jedes Land, das bis zum Inkrafttreten des Übereinkom-
mens am PIC-Übergangsverfahren teilnimmt, das mit
der am 11. September 1998 in Rotterdam angenom-
menen Entschließung über die Übergangsbestimmun-
gen geschaffen wurde.

22. �Sonstige Länder� sind alle Länder, die nicht Vertragspar-
teien im Sinne von Nummer 21 sind.

23. �Konferenz der Vertragsparteien� ist das gemäß Artikel 18
des Übereinkommens geschaffene Gremium, das
bestimmte Aufgaben hinsichtlich der Durchführung des
Übereinkommens wahrnimmt.

24. �Chemikalienprüfungsausschuss� ist das von der Kon-
ferenz der Vertragsparteien gemäß Artikel 18 Absatz 6
des Übereinkommens geschaffene Nebenorgan bzw. bis
zum Inkrafttreten des Übereinkommens der mit der Ent-
schließung über die Übergangsbestimmungen geschaffene
vorläufige Chemikalienprüfungsausschuss.

25. �Sekretariat� ist das Sekretariat des Übereinkommens bzw.
bis zum Inkrafttreten des Übereinkommens das mit der
Entschließung über die Übergangsbestimmungen geschaf-
fene vorläufige Sekretariat.

26. �Dokument zur Unterstützung des Entscheidungsprozes-
ses� ist das vom Chemikalienprüfungsausschuss erstellte
technische Dokument für dem PIC-Verfahren unterlie-
gende Chemikalien.

Artikel 4

Bezeichnete nationale Behörden

Jeder Mitgliedstaat bezeichnet eine oder mehrere Behörden, die
die im Rahmen dieser Verordnung zu erfüllenden Verwaltungs-
aufgaben wahrnehmen (nachstehend: bezeichnete nationale
Behörde bzw. bezeichnete nationale Behörden).

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission spätestens drei
Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung die bezeichneten
Behörden mit.

Artikel 5

Beteiligung der Gemeinschaft am Übereinkommen

Die Beteiligung der Gemeinschaft am Übereinkommen fällt in
die gemeinsame Verantwortung der Kommission und der Mit-
gliedstaaten, insbesondere hinsichtlich der technischen Hilfe,
des Informationsaustauschs und in Fragen der Konfliktbeile-
gung sowie bei der Beteiligung in Nebenorganen und an
Abstimmungen.

Was die Beteiligung der Gemeinschaft am Übereinkommen
betrifft, wird die Kommission bei der Wahrnehmung der Ver-
waltungsaufgaben im Rahmen des Übereinkommens im
Zusammenhang mit dem PIC-Verfahren und der Ausfuhrnotifi-
kation als gemeinsame bezeichnete Behörde im Namen aller
bezeichneten nationalen Behörden tätig; sie arbeitet dabei eng
mit den bezeichneten nationalen Behörden der Mitgliedstaaten
zusammen und berät sich mit ihnen.

Die Kommission ist insbesondere verantwortlich für die Über-
mittlung der Gemeinschafts-Ausfuhrnotifikationen an die Ver-
tragsparteien und sonstigen Länder gemäß Artikel 7, die Vor-
lage der Notifikationen von einschlägigen unmittelbar gelten-
den Rechtsvorschriften beim Sekretariat gemäß Artikel 10, die
Übermittlung von Informationen über sonstige unmittelbar gel-
tende Rechtsvorschriften, die nicht Kandidaten für die PIC-No-
tifikation sind, gemäß Artikel 11 sowie die Entgegennahme
von Informationen vom Sekretariat ganz allgemein. Die Kom-
mission unterbreitet dem Sekretariat ferner die Antworten der
Gemeinschaft auf die Anmeldungen der Einfuhr von dem PIC-
Verfahren unterliegenden Chemikalien gemäß Artikel 12.

Die Kommission koordiniert außerdem alle Beiträge der
Gemeinschaft zu technischen Fragen, die das Übereinkommen
betreffen, sowie zur Vorbereitung der Konferenz der Vertrags-
parteien, zu den Arbeiten des Chemikalienprüfungsausschusses
und anderer Nebenorgane. Gegebenenfalls wird ein Netz von
als Berichterstatter ernannten Mitgliedstaaten geschaffen, um
technische Unterlagen wie die Dokumente zur Unterstützung
des Entscheidungsprozesses vorzubereiten.

Die Kommission und die Mitgliedstaaten ergreifen die erforder-
lichen Initiativen, um zu gewährleisten, dass die Gemeinschaft
in den verschiedenen Gremien zur Durchführung des Überein-
kommens angemessen vertreten ist.

Artikel 6

Chemikalien, die der Ausfuhrnotifikation unterliegen, die
Kandidaten für die PIC-Notifikation sind und die dem

PIC-Verfahren unterliegen

(1) Chemikalien, die hinsichtlich der Ausfuhrnotifikation,
der PIC-Notifikation bzw. des PIC-Verfahrens unter diese Ver-
ordnung fallen, sind in Anhang I aufgeführt.

(2) Die in Anhang I aufgeführten Chemikalien können in
eine oder mehrere der drei in den Teilen 1, 2 und 3 des
genannten Anhangs enthaltenen Chemikaliengruppen fallen.

Die in Teil 1 aufgeführten Chemikalien unterliegen der Aus-
fuhrnotifikation des Artikels 7; dieser Teil enthält detaillierte
Informationen über die Stoffe, über die Verwendungskategorie
und/oder Unterkategorie, für die der Stoff Beschränkungen
unterliegt, über die Art der Beschränkung und gegebenenfalls
zusätzliche Informationen, insbesondere über Ausnahmen zu
den Anforderungen hinsichtlich der Ausfuhrnotifikation.

Die in Teil 2 aufgeführten Chemikalien unterliegen dem Ver-
fahren der Ausfuhrnotifikation gemäß Artikel 7 und sind
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zusätzlich Kandidaten für die PIC-Notifikation gemäß Artikel
10; dieser Teil enthält detaillierte Informationen über die Stoffe
und die Verwendungskategorie.

Die in Teil 3 aufgeführten Chemikalien unterliegen dem PIC-
Verfahren; dieser Teil enthält die Angabe der Verwendungs-
kategorie und gegebenenfalls zusätzliche Informationen, ins-
besondere über etwaige Anforderungen hinsichtlich der Aus-
fuhrnotifikation.

(3) Die Listen werden der Öffentlichkeit elektronisch
zugänglich gemacht.

Artikel 7

Ausfuhrnotifikation an Vertragsparteien und sonstige
Länder

(1) Soll eine in Anhang I Teil 1 aufgeführte Chemikalie zum
ersten Mal ab dem Zeitpunkt, seit dem sie unter die Bestim-
mungen dieser Verordnung fällt, aus der Gemeinschaft in eine
Vertragspartei oder ein sonstiges Land ausgeführt werden,
unterrichtet der Exporteur die bezeichnete nationale Behörde
des Mitgliedstaats, in dem er niedergelassen ist, spätestens 30
Tage vor der Ausfuhr der Chemikalie entsprechend. Danach
unterrichtet der Exporteur die bezeichnete nationale Behörde
jeweils über die erste Ausfuhr der Chemikalie eines jeden
Kalenderjahres spätestens 15 Tage vor der Ausfuhr der Che-
mikalie. Die Notifikation muss den Anforderungen von
Anhang III entsprechen.

Die bezeichnete nationale Behörde prüft die Vereinbarkeit der
Informationen mit den Anforderungen von Anhang III und lei-
tet die Notifikation des Exporteurs unverzüglich an die Kom-
mission weiter.

Die Kommission trifft die erforderlichen Maßnahmen, um
sicherzustellen, dass die zuständigen Behörden der einführen-
den Vertragspartei oder des einführenden sonstigen Landes spä-
testens 15 Tage vor der ersten beabsichtigten Ausfuhr der Che-
mikalie und danach vor der ersten Ausfuhr der Chemikalie im
betreffenden Kalenderjahr entsprechend unterrichtet werden.
Dies gilt unabhängig vom voraussichtlichen Verwendungs-
zweck der Chemikalie in der einführenden Vertragspartei bzw.
in dem einführenden sonstigen Land.

Jede Ausfuhrnotifikation wird in einer Datenbank der Kommis-
sion eingetragen, und die Öffentlichkeit hat Zugang zu einer
für jedes Kalenderjahr erstellten und aktualisierten Liste der
betreffenden Chemikalien, der einführenden Vertragsparteien
und der einführenden sonstigen Länder, die gegebenenfalls an
die bezeichneten nationalen Behörden der Mitgliedstaaten ver-
teilt wird.

(2) Erhält die Kommission innerhalb von 30 Tagen nach
dem Versand der Notifikation keine Bestätigung der einführen-
den Vertragspartei bzw. des einführenden sonstigen Landes
über den Eingang der ersten, nach Aufnahme der Chemikalie
in Anhang I Teil 1 erfolgten Ausfuhrnotifikation, so verschickt
sie eine zweite Notifikation. Die Kommission bemüht sich in
angemessener Weise sicherzustellen, dass die zuständige

Behörde der einführenden Vertragspartei bzw. des einführen-
den sonstigen Landes die zweite Notifikation erhält.

(3) Eine erneute Notifikation nach Absatz 1 ist für Ausfuh-
ren erforderlich, die erfolgen, nachdem die Rechtsvorschriften
der Gemeinschaft für das Inverkehrbringen, die Verwendung
oder Kennzeichnung der betreffenden Stoffe geändert wurden
oder wenn sich die Zusammensetzung der betreffenden Zube-
reitung so ändert, dass sich dies auf ihre Kennzeichnung aus-
wirkt. Die erneute Notifikation muss den Anforderungen von
Anhang III entsprechen und klarstellen, dass es sich um eine
Revision einer früheren Notifikation handelt.

(4) Wenn die Ausfuhr einer Chemikalie in einer Notsitua-
tion erfolgt, in der Verzögerungen eine Gefahr für die öffent-
liche Gesundheit oder die Umwelt in der einführenden Ver-
tragspartei bzw. einem einführenden sonstigen Land verursa-
chen könnten, kann die bezeichnete nationale Behörde des aus-
führenden Mitgliedstaats nach Konsultation der Kommission
eine vollständige oder teilweise Befreiung von diesen Anforde-
rungen erteilen.

(5) Die Verpflichtungen der Absätze 1, 2 und 3 entfallen,
wenn

a) die Chemikalie dem PIC-Verfahren unterworfen wird,

b) das einführende Land als Vertragspartei des Übereinkom-
mens dem Sekretariat gemäß Artikel 10 Absatz 2 des
Übereinkommens seine Entscheidung über die Erteilung
oder Versagung der Zustimmung zu der Einfuhr der Che-
mikalie mitgeteilt hat und

c) die Kommission diese Informationen vom Sekretariat
erhalten und an die Mitgliedstaaten weitergeleitet hat.

Dies gilt nicht, wenn das einführende Land als Vertragspartei
des Übereinkommens, beispielsweise in seiner Einfuhrentschei-
dung oder auf andere Weise, ausdrücklich die Fortsetzung der
Ausfuhrnotifikationen durch ausführende Vertragsparteien ver-
langt.

Die Verpflichtungen der Absätze 1, 2 und 3 entfallen ebenfalls,
wenn

i) die zuständige Behörde der einführenden Vertragspartei
bzw. des einführenden sonstigen Landes auf die Anforde-
rung einer Notifikation vor Ausfuhr der Chemikalie ver-
zichtet und

ii) die Kommission vom Sekretariat oder der zuständigen
Behörde der einführenden Vertragspartei bzw. des einfüh-
renden sonstigen Landes die entsprechenden Informatio-
nen erhalten, an die Mitgliedstaaten weitergeleitet und im
Internet veröffentlicht hat.

(6) Die Kommission, die zuständigen bezeichneten nationa-
len Behörden der Mitgliedstaaten und die Exporteure gewähren
den einführenden Vertragsparteien und den einführenden sons-
tigen Ländern auf Anfrage verfügbare zusätzliche Informatio-
nen über die ausgeführten Chemikalien.
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(7) Die Mitgliedstaaten können die Exporteure für jede Aus-
fuhrnotifikation zur Entrichtung einer Verwaltungsgebühr in
Höhe der Kosten, die durch die Verfahren im Zusammenhang
mit diesem Artikel anfallen, verpflichten.

Artikel 8

Ausfuhrnotifikationen von Vertragsparteien und sonstigen
Ländern

(1) Ausfuhrnotifikationen, die die Kommission von der
bezeichneten nationalen Behörde einer Vertragspartei oder
eines sonstigen Landes im Zusammenhang mit der Ausfuhr
einer Chemikalie in die Gemeinschaft erhält, die im Hinblick
auf Herstellung, Verwendung, Umgang, Verbrauch, Transport
und/oder Verkauf gemäß den Rechtsvorschriften der betreffen-
den Vertragspartei oder des betreffenden sonstigen Landes ver-
boten ist oder strengen Beschränkungen unterliegt, werden in
der Datenbank der Kommission auf elektronischem Weg ver-
öffentlicht.

Die Kommission bestätigt den Eingang der ersten von jeder
Vertragspartei oder einem sonstigen Land für jede Chemikalie
vorgelegten Ausfuhrnotifikation.

Die bezeichneten nationalen Behörden der Mitgliedstaaten, in
die diese Chemikalie eingeführt wird, erhalten eine Kopie jeder
Notifikation mit allen verfügbaren Informationen. Andere Mit-
gliedstaaten sind berechtigt, auf Anfrage Kopien zu erhalten.

(2) Erhalten die bezeichneten nationalen Behörden der Mit-
gliedstaaten auf direktem oder indirektem Weg Ausfuhrnotifi-
kationen von den bezeichneten nationalen Behörden der Ver-
tragsparteien oder den zuständigen Behörden sonstiger Länder,
so leiten sie diese Notifikationen zusammen mit allen verfüg-
baren Informationen unverzüglich an die Kommission weiter.

Artikel 9

Informationen über den Handel mit Chemikalien

(1) Jeder Exporteur einer in Anhang I aufgeführten Che-
mikalie informiert im ersten Quartal jeden Jahres die bezeich-
nete nationale Behörde seines Mitgliedstaats über die Menge
der im vorausgegangenen Jahr an jede Vertragspartei bzw.
jedes sonstige Land gelieferten Chemikalien (in Form der Stoffe
selbst und der in Zubereitungen enthaltenen Chemikalien). Die
entsprechenden Informationen umfassen auch eine Liste mit
den Namen und Anschriften sämtlicher Importeure, an die
während dem betreffenden Zeitraum eine Lieferung gegangen
ist.

Jeder Importeur in der Gemeinschaft stellt für die in die
Gemeinschaft eingeführten Mengen die gleichen Informationen
zur Verfügung.

(2) Der Exporteur oder Importeur stellt auf Anfrage der
Kommission oder der bezeichneten nationalen Behörde zusätz-
liche Informationen über Chemikalien zur Verfügung, die zur
Anwendung dieser Verordnung erforderlich sind.

(3) Jeder Mitgliedstaat übermittelt der Kommission jährlich
die gemäß Anhang IV zusammengestellten Informationen. Die
Kommission fasst diese Informationen auf Gemeinschaftsebene
zusammen und stellt der Öffentlichkeit die nicht vertraulichen
Angaben auf ihrer Datenbank über das Internet zur Verfügung.

Artikel 10

Beteiligung an der Notifikation verbotener oder strengen
Beschränkungen unterliegender Chemikalien im Rahmen

des Übereinkommens

(1) Sofern dies nicht bereits vor Inkrafttreten dieser Verord-
nung erfolgt ist, teilt die Kommission dem Sekretariat schrift-
lich mit, welche Chemikalien Kandidaten für die PIC-Notifika-
tion sind.

(2) Wenn weitere Chemikalien zu Kandidaten für die PIC-
Notifikation und in Anhang I Teil 2 aufgenommen werden,
unterrichtet die Kommission das Sekretariat entsprechend. Die
Notifikation erfolgt so schnell wie möglich nach Erlass der ein-
schlägigen unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften der
Gemeinschaft, die zum Verbot oder zur strengen Beschränkung
der Verwendung der betreffenden Chemikalie führen, spätes-
tens jedoch 90 Tage nach dem Tag, ab dem die unmittelbar
geltenden Rechtsvorschriften anwendbar sind.

Die Notifikation umfasst alle relevanten Informationen gemäß
Anhang II.

(3) Bei der Festlegung der Prioritäten für die Notifikationen
berücksichtigt die Kommission, ob die betreffende Chemikalie
bereits in Anhang I Teil 3 aufgeführt ist, in welchem Umfang
die Informationsanforderungen gemäß Anhang II erfüllt wer-
den können sowie die Schwere der mit der Chemikalie verbun-
denen Risiken, insbesondere für die Entwicklungsländer.

Ist eine Chemikalie Kandidat für die PIC-Notifikation, genügen
die Informationen aber nicht den Anforderungen von Anhang
II, so stellen die Exporteure und/oder Importeure auf Anfrage
der Kommission alle ihnen zugänglichen, relevanten Informa-
tionen, einschließlich Informationen aus nationalen oder inter-
nationalen Programmen zur Überwachung von Chemikalien,
zur Verfügung.

(4) Die Kommission teilt dem Sekretariat Änderungen der
gemäß Absatz 1 bzw. Absatz 2 notifizierten unmittelbar gel-
tenden Rechtsvorschriften so schnell wie möglich nach dem
Erlass der neuen unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften, spä-
testens jedoch 60 Tage nach dem Tag, ab dem sie anwendbar
sind, schriftlich mit.

Sie übermittelt alle relevanten Informationen, die zum Zeit-
punkt der ursprünglichen, gemäß Absatz 1 bzw. Absatz 2 vor-
genommenen Notifikation nicht vorlagen.

(5) Auf Anfrage einer Vertragspartei oder des Sekretariats
legt die Kommission im Rahmen des Möglichen zusätzliche
Informationen über die Chemikalie oder die Rechtsvorschriften
vor. Die Mitgliedstaaten unterstützen die Kommission auf
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deren Ersuchen nötigenfalls bei der Zusammenstellung dieser
Informationen.

(6) Die Kommission leitet Informationen des Sekretariats
über Chemikalien, für die von anderen Vertragsparteien Ver-
bote bzw. strenge Beschränkungen notifiziert wurden, unver-
züglich an die Mitgliedstaaten weiter.

Die Kommission prüft in enger Zusammenarbeit mit den Mit-
gliedstaaten die Notwendigkeit, zur Vermeidung inakzeptabler
Risiken für die menschliche Gesundheit und die Umwelt in der
Gemeinschaft Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene vorzuschla-
gen.

(7) Erlässt ein Mitgliedstaat nationale Rechtsvorschriften im
Einklang mit dem einschlägigen Gemeinschaftsrecht, um eine
Chemikalie zu verbieten oder strengen Beschränkungen zu
unterwerfen, legt er der Kommission die relevanten Informatio-
nen vor. Die Kommission macht diese Informationen den Mit-
gliedstaaten zugänglich. Innerhalb von vier Wochen können
Mitgliedstaaten der Kommission und dem Mitgliedstaat, der
nationale Rechtsvorschriften vorgelegt hat, Bemerkungen zu
einer etwaigen PIC-Notifikation, einschließlich insbesondere
einschlägige Informationen über ihre nationale Rechtslage in
Bezug auf die Chemikalie, übersenden. Nach Prüfung der
Bemerkungen unterrichtet der vorlegende Mitgliedstaat die
Kommission darüber, ob diese

� dem Sekretariat gemäß dem vorliegenden Artikel Mittei-
lung zu machen hat oder

� dem Sekretariat gemäß Artikel 11 Informationen zu lie-
fern hat.

Artikel 11

Dem Sekretariat zu übermittelnde Informationen über
verbotene oder strengen Beschränkungen unterliegende

Chemikalien, die nicht Kandidaten für die
PIC-Notifikation sind

Ist eine Chemikalie lediglich in Anhang I Teil 1 aufgeführt oder
ist seitens eines Mitgliedstaats eine Unterrichtung nach Artikel
10 Absatz 7 zweiter Gedankenstrich eingegangen, so übermit-
telt die Kommission dem Sekretariat Informationen über die
einschlägigen Rechtsvorschriften, so dass diese Informationen
gegebenenfalls an andere Vertragsparteien des Übereinkom-
mens weitergeleitet werden können.

Artikel 12

Verpflichtungen bezüglich der Einfuhr von Chemikalien

(1) Die Kommission leitet Dokumente zur Unterstützung
des Entscheidungsprozesses, die sie vom Sekretariat erhält,
unverzüglich an die Mitgliedstaaten weiter. Die Entscheidung
der Kommission über eine künftige Einfuhr der betreffenden
Chemikalie in die Gemeinschaft (in Form einer endgültigen
oder vorläufigen Antwort im Namen der Gemeinschaft) erfolgt
gemäß den geltenden Gemeinschaftsvorschriften und gemäß
dem in Artikel 24 Absatz 2 genannten Verfahren. Die Kom-

mission teilt diese Entscheidung dem Sekretariat so bald wie
möglich, spätestens jedoch neun Monate nach dem Datum der
Versendung des Dokuments zur Unterstützung des Entschei-
dungsprozesses durch das Sekretariat, mit.

Wird eine Chemikalie durch Gemeinschaftsvorschriften zusätz-
lichen oder geänderten Beschränkungen unterworfen, so ändert
die Kommission die Einfuhrentscheidung gemäß dem gleichen
Verfahren und teilt dies dem Sekretariat mit.

(2) Im Fall einer Chemikalie, die nach den Rechtsvorschrif-
ten eines oder mehrerer Mitgliedstaaten verboten ist oder stren-
gen Beschränkungen unterliegt, berücksichtigt die Kommission
auf schriftlichen Antrag des betreffenden Mitgliedstaats bzw.
der betreffenden Mitgliedstaaten diese Information bei ihrer
Entscheidung bezüglich der Einfuhr.

(3) Eine Einfuhrentscheidung nach Absatz 1 bezieht sich auf
die für die Chemikalie im Dokument zur Unterstützung des
Entscheidungsprozesses angegebene(n) Kategorie(n).

(4) Die Kommission fügt der Mitteilung der Einfuhrentschei-
dung an das Sekretariat eine Beschreibung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften bei, auf die sie ihre Entscheidung
stützt.

(5) Jede bezeichnete nationale Behörde in der Gemeinschaft
stellt ihre Einfuhrentscheidungen nach Absatz 1 in Überein-
stimmung mit ihren Rechts- oder Verwaltungsvorschriften den
Betroffenen innerhalb ihres Zuständigkeitsbereichs zur Ver-
fügung.

(6) Gegebenenfalls prüft die Kommission in enger Zusam-
menarbeit mit den Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung der
in dem Dokument zur Unterstützung des Entscheidungsprozes-
ses enthaltenen Informationen die Notwendigkeit, zur Vermei-
dung inakzeptabler Risiken für die menschliche Gesundheit
und die Umwelt in der Gemeinschaft Maßnahmen auf Gemein-
schaftsebene vorzuschlagen.

Artikel 13

Andere als die Ausfuhrnotifikation betreffende
Verpflichtungen bezüglich der Ausfuhr von Chemikalien

(1) Die Kommission übermittelt den Mitgliedstaaten und
den Europäischen Industrieverbänden unverzüglich die Infor-
mationen, die sie vom Sekretariat, etwa in Form von Rund-
schreiben, erhält und die dem PIC-Verfahren unterliegende
Chemikalien sowie Entscheidungen einführender Vertragspar-
teien über die Bedingungen für die Einfuhr dieser Chemikalien
betreffen. Sie informiert die Mitgliedstaaten auch unverzüglich
über Fälle, in denen keine Antwort erfolgte. Die Kommission
bewahrt alle Informationen über Einfuhrentscheidungen in
ihrer Datenbank, die im Internet öffentlich zugänglich ist, und
stellt jedem auf Antrag die entsprechenden Informationen zur
Verfügung.

(2) Die Kommission stuft jede in Anhang I aufgeführte Che-
mikalie gemäß der kombinierten Nomenklatur der Europäi-
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schen Gemeinschaft ein. Die Einstufungscodes der betreffenden
Chemikalien werden bei etwaigen Änderungen der Nomenkla-
tur des Harmonisierten Systems durch die Weltzollorganisation
nötigenfalls revidiert.

(3) Jeder Mitgliedstaat gibt die von der Kommission nach
Absatz 1 zugeleiteten Antworten an die Betroffenen innerhalb
seines Hoheitsbereichs weiter.

(4) Die Exporteure kommen spätestens sechs Monate nach
dem Zeitpunkt, zu dem das Sekretariat die Kommission erst-
mals im Sinne von Absatz 1 über die einzelnen Antworten
informiert hat, den Entscheidungen in diesen Antworten nach.

(5) Die Kommission und die Mitgliedstaaten beraten und
unterstützen einführende Vertragsparteien auf Anfrage gegebe-
nenfalls bei der Erlangung weiterer Informationen, um ihnen
die Antwort an das Sekretariat bezüglich der Einfuhr einer
bestimmten Chemikalie zu erleichtern.

(6) In Anhang I Teil 2 oder Teil 3 aufgeführte Chemikalien
können nur ausgeführt werden, wenn

a) eine ausdrückliche Zustimmung zu der Einfuhr beantragt
wurde und der Exporteur diese Zustimmung über die
bezeichnete nationale Behörde seines Landes und die
bezeichnete nationale Behörde der einführenden Vertrags-
partei bzw. die zuständige Behörde in einem einführenden
sonstigen Land erhalten hat oder

b) bei Chemikalien, die in Anhang I Teil 3 aufgeführt sind,
im neuesten Rundschreiben, das vom Sekretariat im Sinne
von Absatz 1 veröffentlicht wurde, mitgeteilt wird, dass
die einführende Vertragspartei ihre Zustimmung zur Ein-
fuhr erteilt hat.

(7) Chemikalien müssen spätestens sechs Monate vor dem
Verfallsdatum ausgeführt werden, falls ein solches besteht oder
aus dem Herstellungsdatum hergeleitet werden kann, es sei
denn, die Eigenschaften der Chemikalie machen dies unmög-
lich. Der Exporteur stellt insbesondere bei Pestiziden sicher,
dass durch eine Optimierung der Größe und Verpackung der
Behälter die Gefahr des Überbleibens veralteter Bestände mög-
lichst gering ist.

(8) Die Exporteure stellen bei der Ausfuhr von Pestiziden
sicher, dass das Etikett spezifische Informationen über Lagerbe-
dingungen und Lagerstabilität unter den klimatischen Bedin-
gungen der einführenden Vertragspartei bzw. des einführenden
sonstigen Landes enthält. Sie sorgen ferner dafür, dass die aus-
geführten Pestizide den Reinheitsspezifikationen der Gemein-
schaftsvorschriften entsprechen.

Artikel 14

Kontrollen bei der Ausfuhr von bestimmten Chemikalien
und Chemikalien enthaltenden Artikeln

(1) Artikel, die in Anhang I Teil 2 oder Teil 3 aufgeführte
Chemikalien in ihrem Ausgangszustand enthalten, unterliegen
dem Verfahren der Ausfuhrnotifikation im Sinne von Artikel 7.

(2) In Anhang V aufgeführte Chemikalien und Artikel, deren
Verwendung in der Gemeinschaft zum Schutz der mensch-
lichen Gesundheit oder der Umwelt verboten ist, dürfen nicht
ausgeführt werden.

Artikel 15

Informationen über die Durchfuhr von Chemikalien

(1) Vertragsparteien des Übereinkommens, die zusätzlich zu
den Informationen, die jede Vertragspartei des Übereinkom-
mens über das Sekretariat beantragen kann, auch Informatio-
nen über die Durchfuhr von dem PIC-Verfahren unterliegenden
Chemikalien verlangen, sind in Anhang VI aufgeführt.

(2) Wird eine in Anhang I Teil 3 aufgeführte Chemikalie
durch das Hoheitsgebiet einer in Anhang VI aufgeführten Ver-
tragspartei des Übereinkommens befördert, übermittelt der
Exporteur soweit möglich der bezeichneten nationalen Behörde
des Mitgliedstaats, in dem er niedergelassen ist, spätestens 30
Tage vor der ersten Durchfuhr und spätestens acht Tage vor
jeder folgenden Durchfuhr die von der Vertragspartei des Über-
einkommens gemäß Anhang VI verlangten Informationen.

(3) Die bezeichnete nationale Behörde des Mitgliedstaats
übermittelt der Kommission die vom Exporteur gemäß Absatz
2 erhaltenen Informationen zusammen mit allen verfügbaren
zusätzlichen Informationen.

(4) Die Kommission leitet spätestens 15 Tage vor der ersten
Durchfuhr und vor jeder darauf folgenden Durchfuhr die
gemäß Absatz 3 erhaltenen Informationen zusammen mit allen
verfügbaren zusätzlichen Informationen an die bezeichneten
nationalen Behörden der Vertragsparteien des Übereinkom-
mens weiter, die diese Informationen verlangt haben.

Artikel 16

Begleitinformationen für ausgeführte Chemikalien

(1) Für die Ausfuhr bestimmte Chemikalien unterliegen den
Verpackungs- und Kennzeichnungsbestimmungen nach oder
aufgrund der Richtlinie 67/548/EWG, der Richtlinie
1999/45/EG, der Richtlinie 91/414/EWG und der Richtlinie
98/8/EG sowie jeglicher sonstiger spezifischer Gemeinschafts-
vorschriften. Dies gilt unbeschadet etwaiger spezifischer Anfor-
derungen der einführenden Vertragspartei bzw. des einführen-
den sonstigen Landes und unter Berücksichtigung der einschlä-
gigen internationalen Normen.

(2) Auf dem Etikett der unter Absatz 1 fallenden oder in
Anhang I aufgeführten Chemikalien sind gegebenenfalls Ver-
fallsdatum und Herstellungsdatum anzugeben, wobei Verfalls-
daten nötigenfalls für verschiedene Klimazonen anzuführen
sind.
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(3) Bei der Ausfuhr der Chemikalien im Sinne von Absatz 1
ist ein Sicherheitsdatenblatt gemäß der Richtlinie 91/155/EWG
der Kommission (1) beizufügen. Der Exporteur übermittelt
jedem Importeur ein solches Sicherheitsdatenblatt.

(4) Die Informationen auf dem Etikett und auf dem Sicher-
heitsdatenblatt müssen soweit möglich in der/den Amtsspra-
che(n) oder aber in einer oder mehreren Hauptsprachen des
Bestimmungslandes oder des vorgesehenen Einsatzgebietes
abgefasst sein.

Artikel 17

Verpflichtungen der für die Ein- und Ausfuhrkontrolle
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten

Jeder Mitgliedstaat bezeichnet Behörden, wie beispielsweise
Zollbehörden, die für die Kontrolle der Ein- und Ausfuhr der
in Anhang I aufgeführten Chemikalien zuständig sind.

Die Kommission und die Mitgliedstaaten kontrollieren gezielt
und koordiniert die Einhaltung der Bestimmungen dieser Ver-
ordnung durch die Exporteure.

Die Mitgliedstaaten fügen den gemäß Artikel 21 Absatz 1 vor-
gelegten regelmäßigen Berichten über die Durchführung der
Verfahren Informationen über die diesbezüglichen Tätigkeiten
ihrer Behörden bei.

Artikel 18

Sanktionen

Die Mitgliedstaaten legen Sanktionen für Verstöße gegen die
Bestimmungen dieser Verordnung fest und ergreifen alle erfor-
derlichen Maßnahmen, um eine ordnungsgemäße Anwendung
dieser Bestimmungen zu gewährleisten. Die Sanktionen müssen
wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. Die Mitglied-
staaten teilen diese Maßnahmen der Kommission spätestens
zwölf Monate nach Erlass dieser Verordnung mit und notifizie-
ren etwaige Änderungen so rasch wie möglich nach deren
Erlass.

Artikel 19

Informationsaustausch

(1) Die Kommission und die Mitgliedstaaten erleichtern
gegebenenfalls die Bereitstellung wissenschaftlicher, tech-
nischer, wirtschaftlicher und rechtlicher Informationen über die
in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallenden Che-
mikalien, einschließlich toxikologischer, ökotoxikologischer
und sicherheitsbezogener Informationen.

Die Kommission sorgt mit Unterstützung der Mitgliedstaaten
gegebenenfalls für:

a) die Bereitstellung öffentlich zugänglicher Informationen
über Rechtsvorschriften, die für die Ziele des Übereinkom-
mens von Belang sind, und

b) die Unterrichtung von Vertragsparteien und sonstigen
Ländern auf direktem Weg oder über das Sekretariat über
Rechtsvorschriften, die einen oder mehrere Verwendungs-
zwecke einer Chemikalie erheblich einschränken.

(2) Die Kommission und die Mitgliedstaaten schützen im
gegenseitigen Einvernehmen vertrauliche Informationen von
anderen Vertragsparteien oder von sonstigen Ländern.

(3) Unbeschadet der Bestimmungen der Richtlinie
90/313/EWG des Rates vom 7. Juni 1990 über den freien
Zugang zu Informationen über die Umwelt (2) werden bei der
Informationsübermittlung im Rahmen dieser Verordnung fol-
gende Angaben nicht als vertraulich betrachtet:

a) die Informationen gemäß Anhang II und Anhang III;

b) die in den Sicherheitsdatenblättern nach Artikel 16 Absatz
3 enthaltenen Informationen;

c) das Verfallsdatum der Chemikalie;

d) das Herstellungsdatum der Chemikalie;

e) Informationen über Vorsichtsmaßnahmen, einschließlich
der Einstufung in Gefahrenklassen, der Art des Risikos
und der einschlägigen Sicherheitshinweise, und

f) die Zusammenfassung der Ergebnisse der toxikologischen
und ökotoxikologischen Prüfungen.

Die Kommission fasst die übermittelten Informationen auf der
Grundlage der Beiträge der Mitgliedstaaten in regelmäßigen
Abständen zusammen.

Artikel 20

Technische Hilfe

Die Kommission und die bezeichneten nationalen Behörden
der Mitgliedstaaten arbeiten bei der Förderung technischer
Hilfe, einschließlich der Aus- und Weiterbildung zur Entwick-
lung der für den ordnungsgemäßen Umgang mit Chemikalien
während ihrer gesamten Lebensdauer erforderlichen Infrastruk-
tur, Kapazitäten und Fachkenntnisse zusammen, wobei ins-
besondere den Bedürfnissen der Entwicklungsländer und der
Länder mit im Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen
Rechnung getragen wird.

(1) Richtlinie 91/155/EWG der Kommission vom 5. März 1991 zur
Festlegung der Einzelheiten eines besonderen Informationssystems
für gefährliche Zubereitungen gemäß Artikel 10 der Richtlinie
88/379/EWG des Rates (ABl. L 76 vom 22.3.1991, S. 35). Zuletzt
geändert durch die Richtlinie 2001/58/EG der Kommission (ABl.
L 212 vom 7.8.2001, S. 24). (2) ABl. L 158 vom 23.6.1990, S. 56.
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Technische Hilfe für diese Länder bei der Durchführung des
Übereinkommens wird insbesondere geleistet durch die Bereit-
stellung technischer Informationen über Chemikalien, die För-
derung des Austauschs von Sachverständigen, die Förderung
der Einrichtung bzw. Beibehaltung bezeichneter nationaler
Behörden sowie die Bereitstellung technischen Fachwissens zur
Beschreibung gefährlicher Pestizidformulierungen und zur
Erstellung von Notifikationen an das Sekretariat.

Die Kommission und die Mitgliedstaaten sollten sich aktiv am
Informationsnetz für den Kapazitätenaufbau, das vom zwi-
schenstaatlichen Forum für die Chemikaliensicherheit geschaf-
fen wurde, beteiligen, indem sie Informationen über Projekte
zur Verfügung stellen, die sie unterstützen oder finanzieren,
um den Umgang mit Chemikalien in Entwicklungsländern und
Ländern mit im Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen zu
verbessern.

Die Kommission und die Mitgliedstaaten prüfen ferner die
Möglichkeiten zur Unterstützung von Nichtregierungsorganisa-
tionen.

Artikel 21

Überwachung und Berichterstattung

(1) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission in
regelmäßigen Abständen Informationen über das Funktionieren
der in dieser Verordnung vorgesehenen Verfahren, einschließ-
lich Angaben über Zollkontrollen, Verstöße, Sanktionen und
Abhilfemaßnahmen.

(2) Die Kommission erstellt in regelmäßigen Abständen
einen Bericht über das Funktionieren der ihrer Verantwortung
übertragenen Aufgaben nach dieser Verordnung und über-
nimmt diesen Bericht in einen zusammenfassenden Bericht,
den sie auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten gemäß
Absatz 1 vorgelegten Informationen erstellt. Eine im Internet
veröffentlichte Zusammenfassung des Berichts wird an das
Europäische Parlament und den Rat weitergeleitet.

(3) Bei den nach den Absätzen 1 und 2 übermittelten Infor-
mationen erfüllen die Mitgliedstaaten und die Kommission die
einschlägigen Verpflichtungen zum Schutz der Vertraulichkeit
der Angaben und des Eigentumsrechts.

Artikel 22

Aktualisierung der Anhänge

(1) Die Kommission überprüft zumindest einmal jährlich
auf der Grundlage von Entwicklungen des Gemeinschaftsrechts
und des Übereinkommens die in Anhang I enthaltene Che-
mikalienliste.

(2) Bei der Entscheidung, ob es sich bei unmittelbar gelten-
den Rechtsvorschriften der Gemeinschaft um ein Verbot oder
eine strenge Beschränkung handelt, sind die Auswirkungen der
Rechtsvorschriften auf die Unterkategorien der Kategorien �Pes-
tizide� und �Industriechemikalien� zu prüfen. Wird durch die

Rechtsvorschriften eine Chemikalie in einer der Unterkatego-
rien verboten oder strengen Beschränkungen unterworfen, so
wird die Chemikalie in Anhang I Teil 1 aufgenommen.

Bei der Entscheidung, ob es sich bei unmittelbar geltenden
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft um ein Verbot oder eine
strenge Beschränkung handelt und die betreffende Chemikalie
deshalb Kandidat für die PIC-Notifikation gemäß Artikel 10 ist,
sind die Auswirkungen der Rechtsvorschriften auf Ebene der
Kategorien �Pestizide� und �Industriechemikalien� zu prüfen.
Wird durch die Rechtsvorschriften die Verwendung einer Che-
mikalie in einer der Kategorien verboten oder strengen
Beschränkungen unterworfen, so wird die Chemikalie auch in
Anhang I Teil 2 aufgenommen.

(3) Die Kommission beschließt die Aufnahme von Chemika-
lien in Anhang I oder gegebenenfalls eine Änderung eines Ein-
trags ohne unangemessene Verzögerungen.

(4) Die Entscheidung, ob eine Chemikalie infolge von
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft gemäß Absatz 2 in
Anhang I Teil 1 oder Teil 2 aufgenommen wird, erfolgt nach
dem in Artikel 24 Absatz 3 genannten Verfahren.

(5) Alle anderen Änderungen von Anhang I, einschließlich
Änderungen bereits vorhandener Einträge, sowie Änderungen
der Anhänge II, III, IV und VI werden gemäß dem in Artikel
24 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen.

Artikel 23

Technische Leitfäden

Die Kommission erstellt gemäß dem in Artikel 24 Absatz 2
genannten Verfahren technische Leitfäden, um die praktische
Anwendung dieser Verordnung zu vereinfachen.

Diese Vorschriften werden in Teil C des Amtsblatts der Europäi-
schen Union veröffentlicht.

Artikel 24

Ausschuss

(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 29 der
Richtlinie 67/548/EWG eingesetzten Ausschuss unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 3 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung
von dessen Artikel 8.

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung
von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(4) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.
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Artikel 25

Aufhebung

Die Verordnung (EWG) Nr. 2455/92 wird aufgehoben.

Artikel 26

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 28. Januar 2003.

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident
P. COX

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. PAPANDREOU
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ANHANG I

1. Liste der dem Verfahren der Ausfuhrnotifikation unterliegenden Chemikalien

(Artikel 7 dieser Verordnung)

Bei Chemikalien, die in diesem Teil des Anhangs aufgeführt sind und dem internationalen PIC-Verfahren unterliegen,
entfallen die in Artikel 7 Absätze 1 bis 3 dieser Verordnung beschriebenen Anforderungen hinsichtlich der Ausfuhrnoti-
fikation, sofern die unter Artikel 7 Absatz 5 Buchstaben b) und c) dieser Verordnung genannten Bedingungen erfüllt
sind. Solche Chemikalien, denen in der nachfolgenden Liste das Symbol # zugeordnet wurde, werden in Teil 3 dieses
Anhangs erneut aufgeführt, um den Bezug zu erleichtern.

In diesem Teil des Anhangs aufgeführte Chemikalien, die aufgrund der Art der unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften
der Gemeinschaft Kandidaten für die PIC-Notifikation sind, werden zusätzlich auch in Teil 2 dieses Anhangs aufgeführt.
Diesen Chemikalien wurde in der nachfolgenden Liste das Symbol + zugeordnet.

Chemikalie CAS-Nr. EINECS-Nr. KN Unterkate-
gorie (*)

Beschrän-
kung der
Verwen-
dung (**)

Länder, für die
keine Notifizierung

erforderlich ist

1,1,1-Trichlorethan 71-55-6 200-756-3 2903 19 10 i(2) b

1,2-Dibromethan
(Ethylendibromid)#

106-93-4 203-444-5 2903 30 36 P(1) b Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

1,2-Dichlorethan
(Ethylidendichlorid)#

107-06-2 203-458-1 2903 15 00 P(1)
i(2)

b
b

Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

2-Naphthylamin und seine
Salze+

91-59-8
und Weitere

202-080-4
und Weitere

2921 45 00 i(1)
i(2)

b
b

2,4,5-T# 93-76-5 202-273-3 2918 90 90 Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

4-Aminobiphenyl und
seine Salze+

92-67-1
und Weitere

202-177-1
und Weitere

2921 49 90 i(1)
i(2)

b
b

4-Nitrobiphenyl+ 92-92-3 202-204-7 2904 20 00 i(1)
i(2)

b
b

Arsenverbindungen p(2) sr

Asbestfasern+: Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

Krokydolith# 12001-28-4 310-127-6 2524 00 i(1) � i(2) b � b
Amosit 12172-73-5 2524 00 i(1) � i(2) b � b
Anthophyllit 77536-67-5 2524 00 i(1) � i(2) b � b
Aktinolith 77536-66-4 2524 00 i(1) � i(2) b � b
Tremolit 77536-68-6 2524 00 i(1) � i(2) b � b
Chrysotil 132207-32-0 2524 00 i(1) � i(2) b � b

Azinphos-ethyl 2642-71-9 220-147-6 2933 90 95 p(1) b

Benzol (1) 71-43-2 200-753-7 2902 20 i(2) sr

Benzidin und seine Salze+
Benzidinderivative+

92-87-5
�

202-199-1
�

2921 59 90 i(1) � i(2)
i(2)

sr � b
b

Binapacryl# 485-31-4 207-612-9 2916 19 80 p(1)
i(2)

b
b

Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen
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Chemikalie CAS-Nr. EINECS-Nr. KN Unterkate-
gorie (*)

Beschrän-
kung der
Verwen-
dung (**)

Länder, für die
keine Notifizierung

erforderlich ist

Cadmium und
Cadmiumverbindungen

7440-43-9
und Weitere

231-152-8
und Weitere

8107
3206 30 00
und Weitere

i(1) sr

Captafol# 2425-06-1 219-363-3 2930 90 70 p(1) � p(2) b � b Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

Kohlenstofftetrachlorid 56-23-5 200-262-8 2903 14 00 i(2) b

Chlordimeform# 6164-98-3 228-200-5 2925 20 00 Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

Chlorfenapyr+ 122453-73-0 2933 99 90 p(1) b

Chlorbenzilat# 510-15-6 208-110-2 2918 19 80 Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

Chloroform 67-66-3 200-663-8 2903 13 00 i(2) b

Chlozolinat+ 84332-86-5 282-714-4 2934 99 90 p(1) b

Kreosot und mit Kreosot
verwandte Stoffe

8001-58-9 232-287-5 2707 91 00

i(2) b

61789-28-4 263-047-8

84650-04-4 283-484-8

90640-84-9 292-605-3

65996-91-0 2266-026-1

90640-80-5 292-602-7

65996-82-2 266-019-3

8021-39-4 232-419-1

122384-78-5

9>>>>>>>>>>>>>>>>>>=>>>>>>>>>>>>>>>>>>;
310-191-5

Cyhalothrin 68085-85-8 268-450-2 2926 90 95 p(1) b

DBB (Di-µ-oxo-di-n-
butylstanniohydroxyboran)

75113-37-0 401-040-5 2931 00 95 i(1) b

Dicofol mit < 78 %
p,p'-Dicofol oder 1 g/kg
DDT und mit DDT
verwandte Verbindungen+

115-32-2 204-082-0 2906 29 00 p(1) b

Dinoseb, seine Acetate und
Salze#

88-85-7
und Weitere

201-861-7
und Weitere

2908 90 00
2915 39 90

p(1)
i(2)

b
b

Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

Dinoterb+ 1420-07-1 215-813-8 2908 90 00 p(1) b

DNOC+ 534-52-1 208-601-1 2908 90 00 p(1) b

Ethylenoxid (Oxiran)# 75-21-8 200-849-9 2910 10 00 p(1) b Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen
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Chemikalie CAS-Nr. EINECS-Nr. KN Unterkate-
gorie (*)

Beschrän-
kung der
Verwen-
dung (**)

Länder, für die
keine Notifizierung

erforderlich ist

Fentinacetat 900-95-8 212-984-0 2931 00 95 p(1) b

Fentinhydroxid 76-87-9 200-990-0 2931 00 95 p(1) b

Fenvalerat 51630-58-1 257-326-3 2926 90 95 p(1) b

Ferbam 14484-64-1 238-484-2 2930 20 00 p(1) b

Fluoracetamid# 640-19-7 211-363-1 2924 19 00 Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

HCH mit weniger als 99,0 %
des Gammaisomers#

608-73-1 210-168-9 2903 51 00 p(1) b Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

Hexachlorethan 67-72-1 200-666-4 2903 19 90 i(1) sr

Lindan (c-HCH)# 58-89-9 200-401-2 2903 51 10 p(1) b Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

a) Maleinhydrazid und
seine Salze außer
Cholin, Kalium- und
Natriumsalze;

123-33-1 204-619-9 2933 99 90 p(1) b

b) Cholin, Kalium- und
Natriumsalze von
Maleinhydrazid mit über
1 mg/kg freiem
Hydrazin, ausgedrückt
auf der Grundlage des
Säureäquivalents

51542-52-0

Quecksilberverbindungen# 10112-91-1,
21908-53-2
und Weitere

� p(1) � p(2) b � sr Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

Methamidophos
(lösliche flüssige
Formulierungen des Stoffes,
deren Wirkstoffgehalt 600 g/l
übersteigt)#

10265-92-6 233-606-0 3808 10 40 Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

Methylparathion
(emulgierbare Konzentrate
(EINECS) mit einem
Wirkstoffgehalt von 19,5 %,
40 %, 50 % und 60 % sowie
Stäube mit einem
Wirkstoffgehalt von 1,5 %,
2 % und 3 %)#

298-00-0 206-050-1 3808 10 40 Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

Monocrotophos
(lösliche flüssige
Formulierungen des Stoffes,
deren Wirkstoffgehalt 600 g/l
übersteigt)#

6923-22-4 230-042-7 3808 10 40
3808 90 90

Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen
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Chemikalie CAS-Nr. EINECS-Nr. KN Unterkate-
gorie (*)

Beschrän-
kung der
Verwen-
dung (**)

Länder, für die
keine Notifizierung

erforderlich ist

Monolinuron 1746-81-2 217-129-5 2928 00 90 p(1) b

Monomethyldibrom-
diphenylmethan
Handelsname: DBBT+

99688-47-8 401-210-1 2903 69 90 i(1) b

Monomethyldichlor-
diphenylmethan
Handelsname: Ugilec 121
oder Ugilec 21+

� 400-140-6 2903 69 90 i(1) � i(2) b � b

Monomethyltetrachlor-
diphenylmethan
Handelsname: Ugilec 141+

76253-60-6 278-404-3 2903 69 90 i(1) � i(2) b � b

Nitrofen+ 1836-75-5 217-406-0 2909 30 90 p(1) b

Parathion#+ 56-38-2 200-271-7 2920 10 00 p(1) b Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

Pentachlorphenol# 87-86-5 201-778-6 2908 10 00 Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

Permethrin 52645-53-1 258-067-9 2916 20 00 p(1) b

Phosphamidon
(lösliche flüssige
Formulierungen des Stoffes,
deren Wirkstoffgehalt
1 000 g/l übersteigt)#

13171-21-6
(Gemisch,
(E)&(Z)-
Isomere)
23783-98-4
([Z]-Isomer)
297-99-4
((E)-Isomer)

236-116-5 3808 10 40
3808 90 90

Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

Polybromierte Biphenyle
(PBB)#

13654-09-06
36355-01-08
27858-07-7

� 2903 69 90 i(1) sr Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

Polychlorierte Terphenyle
(PCT)#

61788-33-8 262-968-2 2903 69 90 i(1) b Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

Propham 122-42-9 204-542-0 2924 29 95 p(1) b

Pyrazophos+ 13457-18-6 236-656-1 2933 59 95 p(1) b

Quintozen+ 82-68-8 201-435-0 2904 90 85 p(1) b

Tecnazen+ 117-18-0 204-178-2 2904 90 85 p(1) b

Zinnorganische
Dreifachverbindungen

� � 2931 00 95 p(2)
i(2)

sr
sr
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Chemikalie CAS-Nr. EINECS-Nr. KN Unterkate-
gorie (*)

Beschrän-
kung der
Verwen-
dung (**)

Länder, für die
keine Notifizierung

erforderlich ist

Tris (2,3-dibrompropyl)
phosphat#

126-72-7 204-799-9 2919 00 90 i(1) sr Bitte auf PIC-Rund-
schreiben unter
www.pic.int/
Bezug nehmen

Tri(aziridin-1-yl)
phosphinoxid+

545-55-1 208-892-5 2933 90 90 i(1) sr

Zineb 12122-67-7 235-180-1 3824 90 99 p(1) b

(*) Unterkategorie: p(1) � Pestizide in der Gruppe der Pflanzenschutzmittel, p(2) � sonstige Pestizide, einschließlich Bioziden;
i(1) � Industriechemikalie zur Verwendung durch Fachleute und i(2) � Industriechemikalie zur Verwendung durch die
Öffentlichkeit.

(**) Beschränkung der Verwendung: sr � strenge Beschränkungen, b � Verbot (in der betreffenden Unterkategorie/den betreffenden
Unterkategorien) gemäß dem Gemeinschaftsrecht.

(1) Mit Ausnahme der Kraftstoffe, die unter die Richtlinie 98/70/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 350 vom
28.12.1998, S. 58) fallen.

CAS: Chemical Abstract Service
# Chemikalie, die dem PIC-Verfahren teilweise oder vollständig unterliegt.
+ Chemikalie, die Kandidat für die PIC-Notifikation ist.

2. Liste der Chemikalien, die Kandidaten für die PIC-Notifikation sind

(Artikel 10 dieser Verordnung)

Diese Liste umfasst Chemikalien, die Kandidaten für die PIC-Notifikation sind. Chemikalien, die bereits dem PIC-Verfah-
ren unterliegen, sind nicht hier, sondern in Teil 3 dieses Anhangs aufgeführt.

Chemikalie CAS-Nr. EINECS-Nr. KN-Code Kategorie (*) Beschränkung der
Verwendung (**)

2-Naphthylamin und seine Salze 91-59-8
und Weitere

202-080-4
und Weitere

2921 45 00 I b

4-Aminobiphenyl und seine Salze 92-67-1
und Weitere

202-177-1
und Weitere

2921 49 90 I b

4-Nitrobiphenyl 92-92-3 202-204-7 2904 20 00 i b

Asbestfasern:
Krokydolith# 12001-28-4 2524 00 i b
Amosit 12172-73-5 2524 00 i b
Anthophyllit 77536-67-5 2524 00 i b
Aktinolith 77536-66-4 2524 00 i b
Tremolit 77536-68-6 2524 00 i b
Chrysotil 132207-32-0 2524 00 i b

Benzidin und seine Salze
Benzidinderivative

912-87-5
�

202-199-1
�

2921 59 90 i sr

Chlorfenapyr 122453-73-0 p sr

Chlozolinat 84332-86-5 282-714-4 2934 90 96 p b

Dicofol mit < 78 % p,p'-Dicofol
oder 1 g/kg DDT und mit DDT
verwandte Verbindungen

115-32-3 204-082-0 2906 29 00 p sr

Dinoterb 1420-07-1 215-813-8 2908 90 00 p b

DNOC 534-52-1 208-601-1 2908 90 00 p b

Endrin 72-20-8 200-775-7 2910 90 00 p b
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Chemikalie CAS-Nr. EINECS-Nr. KN-Code Kategorie (*) Beschränkung der
Verwendung (**)

Fentinacetat 900-95-8 212-984-0 2931 00 95 p b

Fentinhydroxid 76-87-9 200-990-0 2931 00 95 p b

Monomethyldibromdiphenyl-
methan Handelsname: DBBT

99688-47-8 401-210-1 2903 69 90 i b

Monomethyldichlordiphenyl-
methan Handelsname: Ugilec 121
oder Ugilec 21

� 400-140-6 2903 69 90 i b

Monomethyltetrachlordiphenyl-
methan Handelsname: Ugilec 141

76253-60-6 278-404-3 2903 69 90 i b

Nitrofen 1836-75-5 217-406-0 2909 30 90 p b

Parathion# 56-38-2 200-271-7 2920 10 00 p sr

Pyrazophos 13457-18-6 236-656-1 2933 59 70 p b

Quintozen 82-68-8 201-435-0 2904 90 85 p b

Tecnazen 117-18-0 204-178-2 2904 90 85 p sr

(*) Kategorie: p � Pestizide,
i � Industriechemikalie.

(**) Beschränkung der Verwendung: sr � strenge Beschränkungen, b � Verbot (in der betreffenden Kategorie/den betreffenden Katego-
rien).

CAS: Chemical Abstract Service
# Chemikalie, die dem internationalen PIC-Verfahren teilweise oder vollständig unterliegt.

3. Liste von Chemikalien, die dem PIC-Verfahren gemäß dem Rotterdamer Übereinkommen unterliegen

(Artikel 12 und 13 dieser Verordnung)

Die angegebenen Kategorien beziehen sich auf das Übereinkommen.

Chemikalie CAS-Nummer(n) Kategorie

2,4,5-T 93-76-5 Pestizid

Aldrin (*) 309-00-2 Pestizid

Binapacryl 485-31-4 Pestizid

Captafol 2425-06-1 Pestizid

Chlordan (*) 57-74-9 Pestizid

Chlordimeform 6164-98-3 Pestizid

Chlorbenzilat 510-15-6 Pestizid

DDT (*) 50-29-3 Pestizid

Dieldrin (*) 60-57-1 Pestizid

Dinoseb und Dinosebsalze 88-85-7 Pestizid

1,2-Dibromethan (EDB) 106-93-4 Pestizid

Ethylendichlorid 107-06-2 Pestizid

Ethylenoxid 75-21-8 Pestizid

Fluoracetamid 640-19-7 Pestizid
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Chemikalie CAS-Nummer(n) Kategorie

HCH (gemischte Isomere) 608-73-1 Pestizid

Heptachlor (*) 76-44-8 Pestizid

Hexachlorbenzol (*) 118-74-1 Pestizid

Lindan 58-89-9 Pestizid

Quecksilberverbindungen, einschließlich anorganischer
Quecksilberverbindungen, Alkyl-Quecksilberverbindungen
und Alkyloxyalkyl- und Arylquecksilberverbindungen

Pestizid

Pentachlorphenol 87-86-5 Pestizid

Toxaphen (*) 8001-35-2 Pestizid

Methamidophos
(lösliche flüssige Formulierungen des Stoffes, deren Wirk-
stoffgehalt 600 g/l übersteigt)

10265-92-6 Sehr gefährliche
Pestizidformulierung

Methylparathion
(emulgierbare Konzentrate mit einem Wirkstoffgehalt von
19,5 %, 40 %, 50 % und 60 % sowie Stäube mit einem
Wirkstoffgehalt von 1,5 %, 2 % und 3 %)

298-00-0 Sehr gefährliche
Pestizidformulierung

Monocrotophos
(lösliche flüssige Formulierungen des Stoffes, deren Wirk-
stoffgehalt 600 g/l übersteigt)

6923-22-4 Sehr gefährliche
Pestizidformulierung

Parathion
(alle Formulierungen � Aerosole, verstäubbares Pulver,
emulgierbares Konzentrat, Granulat und Spritzpulver �
dieses Stoffes sind eingeschlossen, jedoch keine Kapselsus-
pensionen)

56-38-2 Sehr gefährliche
Pestizidformulierung

Phosphamidon
(lösliche flüssige Formulierungen des Stoffes, deren Wirk-
stoffgehalt 1 000 g/l übersteigt)

13171-21-6 (Gemisch,
(E)&(Z)-Isomere)23783-98-4
([Z]-Isomer)297-99-4 ((E)-
Isomer)

Sehr gefährliche
Pestizidformulierung

Krokydolith 12001-28-4 Industriechemikalie

Polybromierte Biphenyle (PBB) 36355-01-8(hexa-)
27858-07-7(octa-)
13654-09-6 (deca-)

Industriechemikalie

Polychlorierte Biphenyle (PCB) (*) 1336-36-3 Industriechemikalie

Polychlorierte Terphenyle (PCT) 61788-33-8 Industriechemikalie

Tris (2,3-dibrompropyl) phosphat 126-72-7 Industriechemikalie

(*) Diese Stoffe unterliegen einem Ausfuhrverbot gemäß den Bestimmungen von Artikel 14 Absatz 2 und Anhang V dieser Verord-
nung.
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ANHANG II

Notifikation einer verbotenen oder strengen Beschränkungen unterliegenden Chemikalie an das Sekretariat
des Übereinkommens

Informationsanforderungen für Notifikationen nach Artikel 10 dieser Verordnung

Die Notifikationen müssen Folgendes enthalten

1. Eigenschaften, Identifikation und Verwendungen

a) Gebräuchliche Bezeichnung;

b) chemische Bezeichnung nach einer international anerkannten Nomenklatur (zum Beispiel der Internationalen
Union für reine und angewandte Chemie, IUPAC), sofern eine solche Nomenklatur besteht;

c) Handelsbezeichnungen und Bezeichnungen der Zubereitungen;

d) Code-Nummern: CAS (Chemicals Abstract Service)-Nummer, Zollcode nach dem Harmonisierten System und
sonstige Nummern;

e) Informationen über die Einstufung in Gefahrenklassen, sofern die Chemikalie Einstufungsvorschriften unter-
liegt;

f) Verwendung(en) der Chemikalie:

innerhalb der Europäischen Union

andernorts (sofern bekannt)

g) die physikalisch-chemischen, toxikologischen und ökotoxikologischen Eigenschaften.

2. Unmittelbar geltende Rechtsvorschriften

a) Spezifische Angaben zu den unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften:

i) Zusammenfassung der unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften;

ii) Verweis auf das Rechtsdokument;

iii) Zeitpunkt des Inkrafttretens der unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften;

iv) Angaben darüber, ob die unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften auf der Grundlage einer Beurteilung der
Risiken und Gefahren erlassen wurden, und wenn ja, Angabe von Einzelheiten einer solchen Beurteilung,
einschließlich eines Verweises auf einschlägige Unterlagen;

v) Begründung der unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften mit Folgen für die menschliche Gesundheit, ein-
schließlich der Gesundheit von Verbrauchern und Arbeitnehmern, oder die Umwelt;

vi) zusammenfassender Überblick über die von der Chemikalie für die menschliche Gesundheit, einschließlich
der Gesundheit von Verbrauchern und Arbeitnehmern, oder für die Umwelt ausgehenden Gefahren und
Risiken und über die voraussichtlichen Auswirkungen der unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften;

b) Kategorie oder Kategorien, in denen unmittelbar geltende Rechtsvorschriften erlassen wurden, und für jede
Kategorie

i) Verwendungen, die durch die unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften verboten sind;

ii) Verwendungen, die weiterhin erlaubt sind;

iii) soweit vorhanden, die geschätzten Herstellungs-, Einfuhr-, Ausfuhr- und Verbrauchsmengen der Chemika-
lie;
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c) soweit möglich, Angaben über die voraussichtliche Bedeutung der unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften für
andere Staaten und Regionen;

d) andere zweckdienliche Informationen wie

i) Bewertung der sozioökonomischen Auswirkungen der unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften;

ii) sofern verfügbar, Informationen zu Alternativen und deren relative Risiken, zum Beispiel

� integrierte Schädlingsbekämpfungsstrategien;

� industrielle Verfahren und Prozesse, einschließlich sauberer Technologien.
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ANHANG III

Ausfuhrnotifikation

Nach Artikel 7 dieser Verordnung erforderliche Informationen

1. Art der auszuführenden Stoffe:

a) Bezeichnung in der IUPAC-Nomenklatur (Internationale Union für reine und angewandte Chemie)

b) weitere Bezeichnungen (allgemeine Bezeichnung, Handelsbezeichnung, Abkürzung)

c) EINECS-Nummer und CAS-Nummer

d) CUS-Nummer und Code der kombinierten Nomenklatur

e) wichtigste Verunreinigungen, wenn von besonderer Bedeutung.

2. Art der auszuführenden Zubereitung:

a) Handelsname oder -bezeichnung der Zubereitung

b) für jeden in Anhang I aufgeführten Stoff Angabe des Prozentsatzes und der Einzelheiten nach Nummer 1.

3. Informationen über die Ausfuhr:

a) Bestimmungsland

b) Herkunftsland

c) voraussichtliches Datum der ersten Ausfuhr im betreffenden Jahr

d) beabsichtigte Verwendung im Bestimmungsland, sofern bekannt

e) Name, Anschrift und sonstige relevante Angaben zum Importeur bzw. dem einführenden Unternehmen

f) Name, Anschrift und sonstige relevante Angaben zum Exporteur bzw. dem ausführenden Unternehmen.

4. Bezeichnete nationale Behörden:

a) Name, Anschrift, Telefon- und Telex- oder Faxnummer oder E-Mail der bezeichneten Behörde in der Europäi-
schen Union, die weitere Informationen erteilen kann.

b) Name, Anschrift, Telefon- und Telex- oder Faxnummer oder E-Mail der bezeichneten Behörde im einführenden
Land.

5. Informationen über erforderliche Vorsichtsmaßnahmen, einschließlich Angabe von Gefahrenklasse, Gefahrensätzen
und Sicherheitshinweisen.

6. Zusammenfassung der physikalisch-chemischen, toxikologischen und ökotoxikologischen Eigenschaften.

7. Verwendung der Chemikalie in der Europäischen Union:

a) Verwendungen und Kategorie(n) nach dem Rotterdamer Übereinkommen und Unterkategorie(n) der Gemein-
schaft, die einer Kontrolle unterliegen (Verbot oder strenge Beschränkungen)

b) Verwendungen, für die weder ein Verbot noch strenge Beschränkungen erlassen wurden
(Kategorien und Unterkategorien sind gemäß der Definition von Anhang I dieser Verordnung anzugeben.)

c) soweit verfügbar, die geschätzten Herstellungs-, Einfuhr-, Ausfuhr- und Verbrauchsmengen der Chemikalie.

8. Informationen über Vorsichtsmaßnahmen zur Verringerung der Exposition und der Emissionen der Chemikalie.

9. Zusammenfassung der Beschränkungen durch Rechtsvorschriften und deren Begründung.

Zusammenfassung der Informationen gemäß Anhang II Nummer 2 Buchstaben a), c) und d).

Zusätzliche Informationen, die die ausführende Vertragspartei für wichtig hält, oder auf Anfrage der einführenden
Vertragspartei weitere Informationen gemäß Anhang II.
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ANHANG IV

Von den Bezeichneten nationalen Behörden der Mitgliedstaaten gemäß Artikel 9 dieser Verordnung an die
Kommission vorzulegende Informationen

1. Angabe der Mengen der unter Anhang I fallenden Chemikalien (in Form von Stoffen und Zubereitungen), die wäh-
rend des Vorjahres ausgeführt wurden.

a) Jahr, in dem Ausfuhren erfolgten.

b) Zusammenfassende Darstellung der Mengen ausgeführter Chemikalien (in Form von Stoffen und Zubereitun-
gen) gemäß unten stehender Tabelle.

Chemikalie Einführendes Land Menge

�

�

�

2. Liste der Importeure

Chemikalie Einführendes Land Importeur bzw. einführendes
Unternehmen

Anschrift und sonstige rele-
vante Angaben zum Importeur
bzw. dem einführenden Unter-

nehmen
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ANHANG V

Chemikalien und Artikel, die unter ein Ausfuhrverbot fallen

(Artikel 14 dieser Verordnung)

Beschreibung der Chemikalien/des Artikels (der Artikel),
der/die unter ein Ausfuhrverbot fällt/fallen

Zusätzliche Angaben, sofern relevant
(z. B. Bezeichnung der Chemikalie, EINECS-Nr., CAS-Nr. etc.)

Quecksilberhaltige kosmetische Seifen CN Nrn. 3401 11 00, 3401 19 00, 3401 20 10,
3401 20 90, 3401 30 00

Persistente organische Schadstoffe, wie sie im Stockhol-
mer Übereinkommen über persistente organische Schad-
stoffe, Anhänge A und B, aufgeführt sind, gemäß den
dortigen Bestimmungen

Aldrin EC Nr. 206-215-8,
CAS Nr. 309-00-2,
CN Nr. 2903 59 90

Chlordan EC Nr. 200-349-0,
CAS Nr. 57-74-9,
CN Nr. 2903 59 90

Dieldrin EC Nr. 200-484-5,
CAS Nr. 60-57-1,
CN Nr. 2910 90 00

DDT (1,1,1-Trichlor-2,2-bis
(p-chlorphenyl) ethan

EC Nr. 200-024-3,
CAS Nr. 50-29-3,
CN Nr. 2903 62 00

Endrin EC Nr. 200-775-7,
CAS Nr. 72-20-8,
CN Nr. 2910 90 00

Heptachlor EC Nr. 200-962-3,
CAS Nr. 76-44-8,
CN Nr. 2903 59 90

Hexachlorobenzol EC Nr. 200-273-9,
CAS Nr. 118-74-1,
CN Nr. 2903 62 00

Mirex EC Nr. 219-196-6,
CAS Nr. 2385-85-5,
CN Nr. 2903 59 90

Toxaphen (camphechlor) EC Nr. 232-283-3,
CAS Nr. 8001-35-2,
CN Nr. 3808 10 20

Polychlorierte Biphenyle
(PCB)

EC Nr. 215-648-1
und andere, CAS Nr.
1336-36-3 und andere,
CN Nr. 2903 69 90
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ANHANG VI

Liste der Vertragsparteien des Übereinkommens, die Informationen über die Durchfuhr von dem
PIC-Verfahren unterliegenden Chemikalien wünschen

(Artikel 15 dieser Verordnung)

Land Verlangte Informationen
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES

vom 19. Dezember 2002

über die Genehmigung � im Namen der Europäischen Gemeinschaft � des Rotterdamer
Übereinkommens über das Verfahren der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung für

bestimmte gefährliche Chemikalien sowie Pestizide im internationalen Handel

(2003/106/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 175 Absatz 1 in Ver-
bindung mit Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 1 und
Artikel 300 Absatz 3 Unterabsatz 1,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Kommission hat gemäß den Verhandlungsrichtlinien
des Rates im Namen der Gemeinschaft an der Aushand-
lung des Rotterdamer Übereinkommens über das Ver-
fahren der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnisset-
zung für bestimmte gefährliche Chemikalien sowie Pesti-
zide im internationalen Handel teilgenommen.

(2) Nach Abschluss der Verhandlungen wurde das Überein-
kommen in Rotterdam am 11. September 1998 im
Namen der Gemeinschaft unterzeichnet.

(3) Das Übereinkommen ist ein wichtiger Schritt zur Ver-
besserung der internationalen Regulierung des Handels
mit bestimmten gefährlichen Chemikalien sowie Pestizi-
den mit dem Ziel, die Gesundheit und die Umwelt vor
potenziellem Schaden zu bewahren und zu einer
umweltgerechten Verwendung der Stoffe beizutragen.

(4) Das Übereinkommen bedarf der Ratifikation, Annahme
oder Genehmigung durch Staaten und durch Organisa-
tionen der regionalen Wirtschaftsintegration.

(5) Eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration
muss gemäß dem Übereinkommen in ihrer Ratifikati-
ons-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde
angeben, in welchem Umfang sie in Bezug auf die durch
das Übereinkommen erfassten Angelegenheiten zustän-
dig ist.

(6) Am 28. Januar 2003 wurde die Verordnung (EG)
Nr. 304/2003 des Europäischen Parlaments und des
Rates über die Aus- und Einfuhr gefährlicher Chemika-
lien (3) angenommen.

(7) Die Gemeinschaft kann somit das Übereinkommen
genehmigen �

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das am 11. September 1998 unterzeichnete Rotterdamer
Übereinkommen über das Verfahren der vorherigen Zustim-
mung nach Inkenntnissetzung für bestimmte gefährliche Che-
mikalien sowie Pestizide im internationalen Handel wird im
Namen der Europäischen Gemeinschaft genehmigt.

Der Wortlaut des Übereinkommens ist diesem Beschluss in
Anhang A beigefügt.

Artikel 2

(1) Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en)
zu bestellen, die befugt ist (sind), im Namen der Gemeinschaft
gemäß Artikel 25 Absatz 1 des Übereinkommens die Geneh-
migungsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen
zu hinterlegen.

(1) ABl. C 126 E vom 28.5.2002, S. 274.
(2) Stellungnahme vom 24. Oktober 2002 (noch nicht im Amtsblatt

veröffentlicht). (3) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts.
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(2) Die zur Hinterlegung der Genehmigungsurkunde
befugte(n) Person(en) gibt (geben) gleichzeitig mit der Hinterle-
gung die in Anhang B dieses Beschlusses wiedergegebene Erklä-
rung über die Zuständigkeit im Sinne von Artikel 25 Absatz 3
des Übereinkommens ab.

Geschehen zu Brüssel am 19. Dezember 2002.

Im Namen des Rates

Die Präsidentin
L. ESPERSEN
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ANHANG A

ÜBERSETZUNG

ROTTERDAMER ÜBEREINKOMMEN ÜBER DAS VERFAHREN DER VORHERIGEN ZUSTIMMUNG NACH
INKENNTNISSETZUNG FÜR BESTIMMTE GEFÄHRLICHE CHEMIKALIEN SOWIE PESTIZIDE IM

INTERNATIONALEN HANDEL

Die Vertragsparteien dieses Übereinkommens,

im Bewusstsein der Wirkungen bestimmter gefährlicher Chemikalien sowie Pestizide auf die menschliche Gesundheit
und die Umwelt,

unter Hinweis auf die entsprechenden Bestimmungen der Erklärung von Rio über Umwelt und Entwicklung sowie von
Kapitel 19 der Agenda 21 �Umweltverträglicher Umgang mit toxischen Chemikalien einschließlich Maßnahmen zur Ver-
hinderung des illegalen internationalen Handels mit toxischen und gefährlichen Produkten�,

in Würdigung der vom Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) und der Ernährungs- und Landwirtschafts-
organisation (FAO) der Vereinten Nationen geleisteten Arbeit bei der Anwendung des freiwilligen Verfahrens der vor-
herigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung (Prior Informed Consent � PIC), wie es in den geänderten Londoner Leit-
linien des UNEP für den Austausch von Informationen über Chemikalien im internationalen Handel (im Folgenden als
�geänderte Londoner Leitlinien� bezeichnet) sowie im Internationalen Verhaltenskodex der FAO für das Inverkehrbrin-
gen und die Anwendung von Pestiziden (im Folgenden als �Internationaler Verhaltenskodex� bezeichnet) verankert ist,

unter Berücksichtigung der Gegebenheiten und besonderen Erfordernisse der Entwicklungsländer und der Länder mit im
Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen, vor allem der Notwendigkeit, die nationalen Kompetenzen und Kapazitäten
für den Umgang mit Chemikalien auch durch Technologietransfer, die Bereitstellung finanzieller und technischer Hilfe
und die Förderung der Zusammenarbeit der Vertragsparteien zu stärken,

in Anbetracht des spezifischen Informationsbedarfs einiger Länder betreffend den Transitverkehr,

in der Erkenntnis, dass in allen Ländern eine gute Praxis für den Umgang mit Chemikalien gefördert werden sollte,
wobei unter anderem die im Internationalen Verhaltenskodex und im UNEP-Ethikkodex zum internationalen Handel
mit Chemikalien niedergelegten freiwilligen Standards zu berücksichtigen sind,

geleitet von dem Wunsch sicherzustellen, dass im Einklang mit den Grundsätzen der geänderten Londoner Leitlinien
und dem Internationalen Verhaltenskodex aus ihren Hoheitsgebieten ausgeführte gefährliche Chemikalien so verpackt
und gekennzeichnet werden, dass ein ausreichender Schutz der menschlichen Gesundheit und der Umwelt gewährleistet
ist,

in der Erkenntnis, dass sich Handels- und Umweltpolitik mit Blick auf eine nachhaltige Entwicklung gegenseitig ergän-
zen sollten,

unter nachdrücklichem Hinweis darauf, dass dieses Übereinkommen nicht so auszulegen ist, als beinhalte es in irgend-
einer Weise eine Änderung der Rechte und Pflichten einer Vertragspartei aus geltenden völkerrechtlichen Übereinkünf-
ten zu Chemikalien im internationalen Handel oder zum Umweltschutz,

mit der Maßgabe, dass die vorstehenden Beweggründe nicht dazu bestimmt sind, eine Hierarchie zwischen diesem Über-
einkommen und anderen völkerrechtlichen Übereinkünften zu schaffen,

entschlossen, die Gesundheit, einschließlich der Gesundheit von Verbrauchern und Arbeitnehmern, sowie die Umwelt
vor den potenziell schädlichen Wirkungen bestimmter gefährlicher Chemikalien sowie Pestizide im internationalen Han-
del zu schützen,

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:
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Artikel 1

Ziel

Ziel dieses Übereinkommens ist die Förderung der gemein-
samen Verantwortung und der gemeinschaftlichen Bemühun-
gen der Vertragsparteien im internationalen Handel mit
bestimmten gefährlichen Chemikalien, um die Gesundheit und
die Umwelt vor potenziellem Schaden zu bewahren und durch
Erleichterung des Informationsaustauschs über die Merkmale
dieser Chemikalien, durch Schaffung eines innerstaatlichen Ent-
scheidungsprozesses für ihre Ein- und Ausfuhr und durch Wei-
terleitung dieser Entscheidungen an die Vertragsparteien zu
ihrem umweltgerechten Einsatz beizutragen.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Übereinkommens bedeutet

a) �Chemikalien�: hergestellte oder aus der Natur gewonnene,
allein oder in einem Gemisch oder in einer Zubereitung
vorliegende Stoffe mit Ausnahme von lebenden Organis-
men. Dazu gehören folgende Kategorien: Pestizide (ein-
schließlich besonders gefährlicher Pestizidformulierungen)
und Industriechemikalien;

b) �verbotene Chemikalien�: Chemikalien, deren Verwendung
innerhalb einer oder mehrerer Kategorien aus Gesundheits-
und Umweltschutzgründen durch unmittelbar geltende
Rechtsvorschriften verboten ist. Darin eingeschlossen sind
Chemikalien, für deren erstmalige Verwendung die Zulas-
sung verweigert worden ist oder die von der Industrie ent-
weder im Inland vom Markt genommen oder von einer
weiteren Berücksichtigung im innerstaatlichen Zulassungs-
verfahren ausgenommen worden sind, wobei klar erkennt-
lich sein muss, dass diese Maßnahmen aus Gesundheits-
oder Umweltschutzgründen ergriffen worden sind;

c) �strengen Beschränkungen unterliegende Chemikalien�:
Chemikalien, die aus Gesundheits- oder Umweltschutzgrün-
den für praktisch alle Zwecke innerhalb einer oder mehre-
rer Kategorien durch unmittelbar geltende Rechtsvorschrif-
ten verboten, für spezielle Anwendungen jedoch zugelassen
sind. Darin eingeschlossen sind Chemikalien, für deren Ver-
wendung für praktisch alle Zwecke die Zulassung verwei-
gert worden ist oder die von der Industrie entweder im
Inland vom Markt genommen oder von einer weiteren
Berücksichtigung im innerstaatlichen Zulassungsverfahren
ausgenommen worden sind, wobei klar erkenntlich sein
muss, dass diese Maßnahmen aus Gesundheits- oder
Umweltschutzgründen ergriffen worden sind;

d) �besonders gefährliche Pestizidformulierungen�: für pesti-
zide Zwecke formulierte Chemikalien, die unter Einsatz-
bedingungen innerhalb kurzer Zeit nach ein- oder mehr-
maliger Exposition feststellbare schwere Gesundheits- oder
Umweltschäden hervorrufen;

e) �unmittelbar geltende Rechtsvorschriften�: von einer Ver-
tragspartei erlassene Vorschriften, die kein weiteres gesetz-

geberisches Handeln der Vertragspartei erfordern und deren
Zweck darin besteht, Chemikalien zu verbieten oder mit
strengen Beschränkungen zu belegen;

f) �Ausfuhr� und �Einfuhr�: im jeweiligen Zusammenhang die
Beförderung von Chemikalien von einer Vertragspartei zur
anderen, wobei reiner Transitverkehr jedoch ausgenommen
ist;

g) �Vertragspartei�: ein Staat oder eine Organisation der regio-
nalen Wirtschaftsintegration, die diesem Übereinkommen
als für sich verbindlich zugestimmt haben und für die das
Übereinkommen in Kraft ist;

h) �Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration�: eine
von souveränen Staaten einer bestimmten Region gebildete
Organisation, der ihre Mitgliedstaaten die Zuständigkeit für
die durch dieses Übereinkommen geregelten Angelegenhei-
ten übertragen haben und die aufgrund ihrer eigenen Ver-
fahren ermächtigt ist, dieses Übereinkommen zu unter-
zeichnen, zu ratifizieren, anzunehmen, zu genehmigen
oder ihm beizutreten;

i) �Chemikalienprüfungsausschuss�: das in Artikel 18 Absatz
6 bezeichnete nachgeordnete Organ.

Artikel 3

Geltungsbereich

(1) Dieses Übereinkommen findet Anwendung auf:

a) verbotene oder strengen Beschränkungen unterliegende
Chemikalien und

b) besonders gefährliche Pestizidformulierungen.

(2) Dieses Übereinkommen findet keine Anwendung auf:

a) Suchtstoffe und psychotrope Substanzen;

b) radioaktives Material;

c) Abfälle;

d) chemische Waffen;

e) pharmazeutische Produkte, einschließlich Arzneimittel für
Mensch und Tier;

f) als Lebensmittelzusatzstoffe verwendete Chemikalien;

g) Lebensmittel;

h) Chemikalien in Mengen, die so klein sind, dass keine
Gefahr einer Beeinträchtigung der menschlichen Gesund-
heit oder der Umwelt besteht, mit der Maßgabe, dass sie
aus folgenden Gründen eingeführt worden sind:
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i) zu Forschungs- oder Analysezwecken oder

ii) von einer Einzelperson zum eigenen persönlichen
Gebrauch in Mengen, die für einen solchen Zweck
angemessen sind.

Artikel 4

Bezeichnete nationale Behörden

(1) Jede Vertragspartei bezeichnet eine oder mehrere natio-
nale Behörden, die befugt sind, in ihrem Namen zu handeln
und die nach diesem Übereinkommen erforderlichen Verwal-
tungsaufgaben wahrzunehmen.

(2) Jede Vertragspartei bemüht sich zu gewährleisten, dass
dieser Behörde oder diesen Behörden ausreichende Mittel zur
wirksamen Erfüllung ihrer Aufgaben zur Verfügung stehen.

(3) Jede Vertragspartei teilt dem Sekretariat spätestens bis
zum Tag des Inkrafttretens des Übereinkommens für diese Ver-
tragspartei Namen und Anschrift dieser Behörde(n) mit. Au-
ßerdem teilt sie dem Sekretariat unverzüglich jede Änderung
des Namens oder der Anschrift dieser Behörde(n) mit.

(4) Das Sekretariat setzt die Vertragsparteien unverzüglich
über die gemäß Absatz 3 bei ihm eingegangenen Mitteilungen
in Kenntnis.

Artikel 5

Verfahren für verbotene oder strengen Beschränkungen
unterliegende Chemikalien

(1) Jede Vertragspartei, die eine unmittelbar geltende Rechts-
vorschrift erlassen hat, notifiziert diese dem Sekretariat schrift-
lich. Diese Notifikation erfolgt so schnell wie möglich, spätes-
tens aber 90 Tage nach dem Zeitpunkt, zu dem die unmittel-
bar geltenden Rechtsvorschriften in Kraft getreten sind, und
enthält, soweit verfügbar, die nach Anlage I erforderlichen
Informationen.

(2) Jede Vertragspartei notifiziert dem Sekretariat zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens für diese Ver-
tragspartei schriftlich ihre zu diesem Zeitpunkt unmittelbar gel-
tenden Rechtsvorschriften, wobei Vertragsparteien, die bereits
aufgrund der geänderten Londoner Leitlinien oder des Interna-
tionalen Verhaltenskodex unmittelbar geltende Rechtsvorschrif-
ten notifiziert haben, diese Notifikationen nicht erneut vorlegen
müssen.

(3) Das Sekretariat prüft so bald wie möglich, spätestens
jedoch sechs Monate nach Eingang einer Notifikation nach den
Absätzen 1 und 2, ob die Meldung die gemäß Anlage I erfor-
derlichen Informationen enthält. Ist dies der Fall, übermittelt
das Sekretariat allen Vertragsparteien unverzüglich eine Zusam-
menfassung der ihm zugeleiteten Informationen. Enthält die
Notifikation die erforderlichen Informationen nicht, lässt das
Sekretariat der notifizierenden Vertragspartei eine entspre-
chende Mitteilung zukommen.

(4) Das Sekretariat übermittelt den Vertragsparteien alle
sechs Monate eine kurze Zusammenfassung der ihr aufgrund
der Absätze 1 und 2 zugeleiteten Informationen, einschließlich
Informationen über diejenigen Notifikationen, die nicht alle
nach Anlage I erforderlichen Informationen enthalten.

(5) Sobald das Sekretariat aus zwei PIC-Regionen mindestens
je eine Notifikation zu einer bestimmten Chemikalie erhalten
hat, die nachweislich die Anforderungen der Anlage I erfüllt,
leitet es diese Notifikationen an den Chemikalienprüfungsaus-
schuss weiter. Die Zusammensetzung der PIC-Regionen ist in
einem Beschluss festzulegen, der einvernehmlich auf der ersten
Sitzung der Konferenz der Vertragsparteien gefasst wird.

(6) Der Chemikalienprüfungsausschuss überprüft die in die-
sen Notifikationen enthaltenen Informationen und übermittelt
der Konferenz der Vertragsparteien in Übereinstimmung mit
den in Anlage II niedergelegten Kriterien Empfehlungen im
Hinblick darauf, ob die betreffende Chemikalie dem Verfahren
der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung unterlie-
gen und dementsprechend in Anlage III aufgenommen werden
soll.

Artikel 6

Verfahren für besonders gefährliche
Pestizidformulierungen

(1) Vertragsparteien, die Entwicklungsländer sind oder deren
Wirtschaftssystem sich im Übergang befindet und in deren
Hoheitsgebiet eine besonders gefährliche Pestizidformulierung
unter Anwendungsbedingungen Probleme verursacht, können
dem Sekretariat die Aufnahme dieser Pestizidformulierung in
Anlage III vorschlagen. Für die Erarbeitung eines Vorschlags
kann die Vertragspartei fachliche Hilfe aus jeder einschlägigen
Quelle in Anspruch nehmen. Der Vorschlag muss auch die
nach Anlage IV Teil 1 erforderlichen Informationen enthalten.

(2) Das Sekretariat prüft so bald wie möglich, spätestens
jedoch sechs Monate nach Eingang eines Vorschlags nach
Absatz 1, ob der Vorschlag die nach Anlage IV Teil 1 erforder-
lichen Informationen enthält. Ist dies der Fall, übermittelt das
Sekretariat allen Vertragsparteien unverzüglich eine Zusam-
menfassung der ihr zugeleiteten Informationen. Enthält der
Vorschlag nicht die erforderlichen Informationen, lässt das
Sekretariat der vorschlagenden Vertragspartei eine entspre-
chende Mitteilung zukommen.

(3) Das Sekretariat sammelt die in Anlage IV Teil 2 vorgese-
henen zusätzlichen Informationen zu den nach Absatz 2 über-
mittelten Vorschlägen.

(4) Sind die Anforderungen der Absätze 2 und 3 im Hin-
blick auf eine bestimmte besonders gefährliche Pestizidformu-
lierung erfüllt worden, leitet das Sekretariat den Vorschlag und
die dazugehörigen Informationen an den Chemikalienprüfungs-
ausschuss weiter.

(5) Der Chemikalienprüfungsausschuss überprüft die in dem
Vorschlag enthaltenen Informationen und die gesammelten
zusätzlichen Informationen und übermittelt der Konferenz der
Vertragsparteien in Übereinstimmung mit den in Anlage IV
Teil 3 niedergelegten Kriterien Empfehlungen im Hinblick
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darauf, ob die betreffende besonders gefährliche Pestizidformu-
lierung dem Verfahren der vorherigen Zustimmung nach
Inkenntnissetzung unterliegt und dementsprechend in Anlage
III aufgenommen werden soll.

Artikel 7

Aufnahme von Chemikalien in Anlage III

(1) Für jede Chemikalie, in deren Fall der Chemikalienprü-
fungsausschuss entschieden hat, sie für die Aufnahme in
Anlage III zu empfehlen, arbeitet er einen Entwurf für ein
Dokument zur Unterstützung des Entscheidungsprozesses aus.
Das Dokument zur Unterstützung des Entscheidungsprozesses
soll sich mindestens auf die in Anlage I beziehungsweise
Anlage IV enthaltenen Informationen stützen und auch Infor-
mationen über Verwendungen der Chemikalie in einer anderen
Kategorie als derjenigen, auf die sich die unmittelbar geltenden
Rechtsvorschriften beziehen, umfassen.

(2) Die in Absatz 1 bezeichnete Empfehlung wird zusam-
men mit dem Entwurf des Dokuments zur Unterstützung des
Entscheidungsprozesses der Konferenz der Vertragsparteien
zugeleitet. Die Konferenz der Vertragsparteien entscheidet
darüber, ob die Chemikalie dem Verfahren der vorherigen
Zustimmung nach Inkenntnissetzung unterliegen soll, nimmt
dementsprechend die Chemikalie in Anlage III auf und geneh-
migt den Entwurf des Dokuments zur Unterstützung des Ent-
scheidungsprozesses.

(3) Ist eine Entscheidung über die Aufnahme einer Chemika-
lie in Anlage III getroffen und das dazugehörige Dokument zur
Unterstützung des Entscheidungsprozesses von der Konferenz
der Vertragsparteien genehmigt worden, gibt das Sekretariat
diese Informationen unverzüglich an alle Vertragsparteien wei-
ter.

Artikel 8

Chemikalien im freiwilligen Verfahren der vorherigen
Zustimmung nach Inkenntnissetzung

Bei allen vor der ersten Tagung der Konferenz der Vertragspar-
teien in das freiwillige Verfahren der vorherigen Zustimmung
nach Inkenntnissetzung einbezogenen Chemikalien � aus-
genommen solche, die in Anlage III aufgenommen sind �
beschließt die Konferenz der Vertragsparteien auf dieser
Tagung ihre Aufnahme in Anlage III, sofern sie zu der Über-
zeugung gelangt ist, dass sämtliche Anforderungen für die Auf-
nahme in diese Anlage erfüllt worden sind.

Artikel 9

Streichung von Chemikalien aus Anlage III

(1) Legt eine Vertragspartei dem Sekretariat Informationen
vor, die zum Zeitpunkt der Entscheidung über die Aufnahme
einer Chemikalie in Anlage III noch nicht zur Verfügung stan-
den, und geht aus diesen Informationen hervor, dass der Ver-
bleib dieser Chemikalie in Anlage III nach den einschlägigen
Kriterien in Anlage II bzw. Anlage IV nicht mehr gerechtfertigt
ist, so leitet das Sekretariat die Informationen an den Chemika-
lienprüfungsausschuss weiter.

(2) Der Chemikalienprüfungsausschuss überprüft die ihm
nach Absatz 1 zugeleiteten Informationen. Für jede Chemikalie,
in deren Fall er in Übereinstimmung mit den einschlägigen Kri-
terien in Anlage II bzw. Anlage IV entschieden hat, sie für die
Streichung aus Anlage III zu empfehlen, arbeitet er einen geän-
derten Entwurf eines Dokuments zur Unterstützung des Ent-
scheidungsprozesses aus.

(3) Eine Empfehlung nach Absatz 2 wird der Konferenz der
Vertragsparteien zusammen mit dem geänderten Entwurf des
Dokuments zur Unterstützung des Entscheidungsprozesses
zugeleitet. Die Konferenz der Vertragsparteien entscheidet
darüber, ob die Chemikalie aus Anlage III gestrichen und der
geänderte Entwurf des Dokuments zur Unterstützung des Ent-
scheidungsprozesses genehmigt werden soll.

(4) Ist eine Entscheidung über die Streichung einer Che-
mikalie aus Anlage III getroffen und das dazugehörige geän-
derte Dokument zur Unterstützung des Entscheidungsprozesses
von der Konferenz der Vertragsparteien genehmigt worden,
gibt das Sekretariat diese Informationen unverzüglich an alle
Vertragsparteien weiter.

Artikel 10

Verpflichtungen im Hinblick auf Einfuhren von in
Anlage III aufgenommenen Chemikalien

(1) Jede Vertragspartei erlässt geeignete Rechts- bzw. Ver-
waltungsvorschriften, um eine frühzeitige Entscheidung über
die Einfuhr von in Anlage III aufgenommenen Chemikalien zu
gewährleisten.

(2) Jede Vertragspartei übermittelt dem Sekretariat so bald
wie möglich, spätestens jedoch neun Monate nach Absendung
des in Artikel 7 Absatz 3 bezeichneten Dokuments zur Unter-
stützung des Entscheidungsprozesses, eine Antwort im Hin-
blick auf die künftige Einfuhr der betreffenden Chemikalie.
Ändert eine Vertragspartei diese Antwort, so legt sie dem
Sekretariat die geänderte Antwort unverzüglich vor.

(3) Nach Ablauf der in Absatz 2 genannten Frist übermittelt
das Sekretariat einer Vertragspartei, die eine solche Antwort
nicht erteilt hat, unverzüglich eine entsprechende schriftliche
Aufforderung. Sollte die Vertragspartei keine Antwort erteilen
können, hilft ihr das Sekretariat gegebenenfalls, innerhalb der
in Artikel 11 Absatz 2 letzter Satz genannten Frist eine Ant-
wort vorzulegen.

(4) Eine Antwort nach Absatz 2 besteht entweder aus

a) einer endgültigen Entscheidung aufgrund von Rechts- bzw.
Verwaltungsvorschriften,

i) der Einfuhr zuzustimmen,

ii) der Einfuhr nicht zuzustimmen oder

iii) der Einfuhr nur vorbehaltlich bestimmter Vorausset-
zungen zuzustimmen, oder aus
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b) einer vorläufigen Antwort, die Folgendes beinhalten kann:

i) eine vorläufige Entscheidung über die Zustimmung zur
Einfuhr mit oder ohne bestimmte Bedingungen oder
über die Nichtzustimmung zur Einfuhr während der
Übergangszeit;

ii) eine Erklärung, dass eine entgültige Entscheidung der-
zeit intensiv geprüft wird;

iii) ein Ersuchen an das Sekretariat oder an die Vertrags-
partei, welche die unmittelbar geltenden Rechtsvor-
schriften notifiziert hat, um weitere Informationen;

iv) ein an das Sekretariat gerichtetes Ersuchen um Unter-
stützung bei der Bewertung der Chemikalie.

(5) Eine Antwort nach Absatz 4 Buchstabe a) oder b)
bezieht sich auf die für die Chemikalie in Anlage III spezifi-
zierte(n) Kategorie(n).

(6) Einer endgültigen Entscheidung soll auch eine Beschrei-
bung aller Rechts- bzw. Verwaltungsvorschriften beiliegen, auf
die sie sich stützt.

(7) Jede Vertragspartei übermittelt dem Sekretariat spätes-
tens bis zum Datum des Inkrafttretens dieses Übereinkommens
für diese Vertragspartei Antworten zu jeder in Anlage III auf-
genommenen Chemikalie. Vertragsparteien, die diese Antwor-
ten aufgrund der geänderten Londoner Leitlinien oder des
Internationalen Verhaltenskodex erteilt haben, müssen sie nicht
erneut vorlegen.

(8) Jede Vertragspartei stellt ihre Antworten nach diesem
Artikel in Übereinstimmung mit ihren Rechts- bzw. Verwal-
tungsvorschriften den Betroffenen innerhalb ihres Hoheits-
bereichs zur Verfügung.

(9) Eine Vertragspartei, die aufgrund der Absätze 2 und 4
oder des Artikels 11 Absatz 2 entscheidet, der Einfuhr einer
Chemikalie nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen
zuzustimmen, muss � sofern sie dies nicht bereits getan hat
� gleichzeitig Folgendes verbieten oder es denselben Bedin-
gungen unterwerfen:

a) die Einfuhr der Chemikalie aus jeder Quelle und

b) die Herstellung der Chemikalie im eigenen Land für den
Inlandsverbrauch.

(10) Alle sechs Monate informiert das Sekretariat sämtliche
Vertragsparteien über die ihm zugegangenen Antworten. Diese
Information schließt, soweit vorhanden, auch eine Beschrei-
bung der Rechts- bzw. Verwaltungsvorschriften ein, auf die
sich die Entscheidungen stützen. Das Sekretariat informiert
darüber hinaus die Vertragsparteien über alle Fälle, in denen
keine Antwort übermittelt worden ist.

Artikel 11

Verpflichtungen im Hinblick auf die Ausfuhr in Anlage III
aufgenommener Chemikalien

(1) Jede ausführende Vertragspartei

a) wendet angemessene Rechts- bzw. Verwaltungsvorschriften
an, um die vom Sekretariat nach Artikel 10 Absatz 10
zugeleiteten Antworten an die Betroffenen innerhalb ihres
Hoheitsbereichs weiterzugeben;

b) erlässt angemessene Rechts- bzw. Verwaltungsvorschriften,
um sicherzustellen, dass Ausführer innerhalb ihres Hoheits-
bereichs spätestens sechs Monate nach dem Zeitpunkt, zu
dem das Sekretariat die Vertragsparteien erstmals nach
Artikel 10 Absatz 10 über die einzelnen Antworten infor-
miert hat, den Entscheidungen in diesen Antworten nach-
kommen;

c) berät und unterstützt einführende Vertragsparteien auf
Ersuchen und soweit angemessen bei Folgendem:

i) bei der Beschaffung weiterer Informationen, die es
ihnen ermöglichen, Maßnahmen gemäß Artikel 10
Absatz 4 sowie Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe c) zu
ergreifen, und

ii) bei der Stärkung ihrer Kapazitäten und Fähigkeiten in
Bezug auf ein sicheres Management von Chemikalien
während deren gesamter Lebensdauer.

(2) Jede Vertragspartei stellt sicher, dass eine in Anlage III
aufgenommene Chemikalie nicht aus ihrem Hoheitsgebiet an
eine einführende Vertragspartei ausgeführt wird, die unter au-
ßergewöhnlichen Umständen keine Antwort übermittelt hat
oder die eine vorläufige Antwort übermittelt hat, die keine vor-
läufige Entscheidung enthält, es sei denn,

a) es handelt sich um eine Chemikalie, die zum Zeitpunkt der
Einfuhr bei der einführenden Vertragspartei als Chemikalie
registriert ist;

b) es handelt sich um eine Chemikalie, die nachweislich von
der einführenden Partei bereits eingeführt oder verwendet
worden ist und für die keine Rechtsvorschriften über ein
Verbot ihrer Verwendung erlassen worden sind;

c) der Ausführer hat sich über eine bezeichnete nationale
Behörde bei der einführenden Vertragspartei um die aus-
drückliche Zustimmung zu der Einfuhr bemüht und sie
auch erhalten. Die einführende Vertragspartei beantwortet
ein derartiges Ersuchen binnen sechzig Tagen und notifi-
ziert dem Sekretariat umgehend ihre Entscheidung.

Die Verpflichtungen der ausführenden Vertragsparteien nach
diesem Absatz treten sechs Monate nach dem Zeitpunkt in
Kraft, zu dem das Sekretariat die Vertragsparteien erstmals
nach Artikel 10 Absatz 10 darüber informiert hat, dass eine
Vertragspartei keine Antwort übermittelt hat oder dass sie eine

6.3.2003 L 63/33Amtsblatt der Europäischen UnionDE



vorläufige Antwort übermittelt hat, die keine vorläufige Ent-
scheidung enthält; sie gelten für die Dauer eines Jahres.

Artikel 12

Ausfuhrnotifikation

(1) Wird eine von einer Vertragspartei verbotene oder stren-
gen Beschränkungen unterworfene Chemikalie aus dem
Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei ausgeführt, so notifiziert
diese Partei der einführenden Vertragspartei die Ausfuhr. Die
Ausfuhrnotifikation muss die in Anlage V aufgeführten Infor-
mationen enthalten.

(2) Die Notifikation der Ausfuhr der betreffenden Chemika-
lie erfolgt vor der ersten Ausfuhr nach Erlass der entsprechen-
den unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften. Danach erfolgt
sie vor der ersten Ausfuhr eines jeden Kalenderjahres. Die
bezeichnete nationale Behörde der einführenden Vertragspartei
kann darauf verzichten, dass vor der Ausfuhr eine Notifikation
zu erfolgen hat.

(3) Sobald eine ausführende Vertragspartei unmittelbar gel-
tende Rechtsvorschriften erlassen hat, die zu wesentlichen
Änderungen im Hinblick auf das Verbot oder die strenge
Beschränkung der Chemikalie führen, legt sie eine aktualisierte
Ausfuhrnotifikation vor.

(4) Die einführende Vertragspartei bestätigt den Empfang
der ersten nach Erlass der unmittelbar geltenden Rechtsvor-
schriften bei ihr eingegangenen Ausfuhrnotifikation. Hat die
ausführende Vertragspartei diese Bestätigung nicht binnen
dreißig Tagen nach Absendung der Ausfuhrnotifikation erhal-
ten, so legt sie eine zweite Ausfuhrnotifikation vor. Die ausfüh-
rende Vertragspartei bemüht sich nach Kräften sicherzustellen,
dass die einführende Vertragspartei die zweite Notifikation
erhält.

(5) Die in Absatz 1 niedergelegten Verpflichtungen einer
Vertragspartei entfallen,

a) sobald die Chemikalie in Anlage III aufgenommen worden
ist;

b) sobald die einführende Vertragspartei dem Sekretariat für
diese Chemikalie eine Antwort nach Artikel 10 Absatz 2
erteilt hat;

c) sobald das Sekretariat die Antwort nach Artikel 10 Absatz
10 an die Vertragsparteien weitergeleitet hat.

Artikel 13

Begleitinformationen für ausgeführte Chemikalien

(1) Die Konferenz der Vertragsparteien regt die Weltzoll-
organisation an, den in Anlage III aufgenommenen einzelnen
Chemikalien beziehungsweise Chemikaliengruppen im Rahmen
des Harmonisierten Systems bestimmte Zollcodes zuzuordnen.
Jede Vertragspartei verlangt, dass ein einer solchen Chemikalie

zugeordneter Code bei der Ausfuhr in den Versandpapieren
der Chemikalie vermerkt ist.

(2) Unbeschadet etwaiger Vorschriften der einführenden
Vertragspartei schreibt jede Vertragspartei vor, dass sowohl für
die in Anlage III aufgenommenen Chemikalien als auch für die
in ihrem Hoheitsgebiet verbotenen oder strengen Beschränkun-
gen unterliegenden Chemikalien bei der Ausfuhr Kennzeich-
nungsvorschriften gelten, die unter Berücksichtigung der ein-
schlägigen internationalen Normen gewährleisten, dass ausrei-
chende Informationen über Risiken und/oder Gefahren für die
menschliche Gesundheit oder die Umwelt zur Verfügung ste-
hen.

(3) Unbeschadet etwaiger Vorschriften der einführenden
Vertragspartei kann jede Vertragspartei vorschreiben, dass für
die in ihrem Hoheitsgebiet umwelt- oder gesundheitsbezogenen
Kennzeichnungsvorschriften unterliegenden Chemikalien bei
der Ausfuhr Kennzeichnungsvorschriften gelten, die unter
Berücksichtigung der einschlägigen internationalen Normen
gewährleisten, dass ausreichende Informationen über Risiken
und/oder Gefahren für die menschliche Gesundheit oder die
Umwelt zur Verfügung stehen.

(4) Für diejenigen der in Absatz 2 genannten Chemikalien,
die zur beruflichen Verwendung bestimmt sind, schreibt jede
ausführende Vertragspartei vor, dass jedem Einführer ein
Sicherheitsdatenblatt zugesandt wird, das in international aner-
kannter Form die neuesten verfügbaren Informationen enthält.

(5) Die Angaben auf dem Etikett und auf dem Sicherheits-
datenblatt sollen soweit wie möglich in einer oder mehreren
Amtssprachen der einführenden Vertragspartei abgefasst sein.

Artikel 14

Informationsaustausch

(1) Soweit angebracht und im Einklang mit dem Ziel dieses
Übereinkommens erleichtert jede Vertragspartei

a) den Austausch wissenschaftlicher, technischer, wirtschaftli-
cher und rechtlicher Informationen über die in den Gel-
tungsbereich des Übereinkommens fallenden Chemikalien,
einschließlich toxikologischer, ökotoxikologischer und
sicherheitsbezogener Informationen;

b) die Bereitstellung öffentlich zugänglicher Informationen
über interne Rechtsvorschriften, die für die Ziele des Über-
einkommens von Belang sind;

c) die Bereitstellung von Informationen an andere Vertrags-
parteien � entweder unmittelbar oder über das Sekretariat
� über interne Rechtsvorschriften, die eine oder gegebe-
nenfalls mehrere Verwendungen der Chemikalie erheblich
einschränken.

(2) Vertragsparteien, die im Rahmen dieses Übereinkom-
mens Informationen austauschen, schützen im gegenseitigen
Einvernehmen alle vertraulichen Informationen.
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(3) Folgende Informationen werden nicht als vertraulich im
Sinne dieses Übereinkommens angesehen:

a) die in den Anlagen I und IV genannten Informationen, die
nach Artikel 5 beziehungsweise 6 vorzulegen sind;

b) die im Sicherheitsdatenblatt nach Artikel 13 Absatz 4 ent-
haltenen Informationen;

c) das Verfallsdatum der Chemikalie;

d) Informationen über Vorsichtsmaßnahmen, einschließlich
der Einstufung in Gefahrenklassen, der Art des Risikos und
der einschlägigen Sicherheitshinweise;

e) die Zusammenfassung der Ergebnisse der toxikologischen
und ökotoxikologischen Prüfungen.

(4) Das Herstellungsdatum der Chemikalie wird im All-
gemeinen nicht als vertraulich im Sinne dieses Übereinkom-
mens angesehen.

(5) Eine Vertragspartei, die Auskünfte über den Transit von
in Anlage III aufgeführten Chemikalien durch ihr Hoheitsgebiet
benötigt, kann ihr Anliegen dem Sekretariat vortragen, dieses
setzt alle Vertragsparteien davon in Kenntnis.

Artikel 15

Durchführung des Übereinkommens

(1) Jede Vertragspartei ergreift die erforderlichen Maßnah-
men, um ihre innerstaatliche Infrastruktur und eigene staatliche
Institutionen für die wirksame Durchführung des Übereinkom-
mens zu schaffen oder zu verstärken. Diese Maßnahmen, zu
denen gegebenenfalls auch die Verabschiedung oder Änderung
nationaler Rechts- bzw. Verwaltungsvorschriften gehören kann,
können auch Folgendes umfassen:

a) die Einrichtung nationaler Register und Datenbanken, ein-
schließlich sicherheitsrelevanter Informationen über Che-
mikalien;

b) die Unterstützung von Initiativen der Industrie zur För-
derung der Chemikaliensicherheit;

c) die Förderung freiwilliger Vereinbarungen unter Berück-
sichtigung der Bestimmungen von Artikel 16.

(2) Jede Vertragspartei stellt im Rahmen des Möglichen
sicher, dass die Öffentlichkeit angemessenen Zugang zu Infor-
mationen über die Handhabung von Chemikalien und das Ver-
halten bei Unfällen sowie über Alternativen hat, die für die
menschliche Gesundheit oder die Umwelt unbedenklicher sind
als die in Anlage III aufgenommenen Chemikalien.

(3) Die Vertragsparteien kommen überein, unmittelbar oder
gegebenenfalls im Rahmen der zuständigen internationalen

Organisationen bei der Durchführung dieses Übereinkommens
auf subregionaler, regionaler und globaler Ebene zusammen-
zuarbeiten.

(4) Dieses Übereinkommen ist nicht so auszulegen, als
beschränke es das Recht der Vertragsparteien, Maßnahmen zu
treffen, die die menschliche Gesundheit und die Umwelt stren-
ger schützen als die in dem Übereinkommen verlangten, sofern
diese Maßnahmen im Einklang mit dem Übereinkommen und
dem Völkerrecht stehen.

Artikel 16

Technische Hilfe

Zur Durchführung dieses Übereinkommens arbeiten die Ver-
tragsparteien bei der Förderung technischer Hilfe zur Entwick-
lung der erforderlichen Infrastruktur und Kapazitäten für das
Chemikalien-Management zusammen, wobei insbesondere den
Bedürfnissen der Entwicklungsländer und der Länder mit im
Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen Rechnung getragen
wird. Vertragsparteien mit fortschrittlicheren Programmen zur
Kontrolle von Chemikalien sollen anderen Vertragsparteien
technische Hilfe, einschließlich Ausbildung, bei der Entwick-
lung ihrer Infrastruktur und ihrer Kapazitäten für das Manage-
ment von Chemikalien während deren gesamter Lebensdauer
gewähren.

Artikel 17

Nichteinhaltung der Bestimmungen

Die Konferenz der Vertragsparteien erarbeitet und genehmigt
so bald wie möglich Verfahren und institutionelle Mechanis-
men zur Feststellung einer Nichteinhaltung der Bestimmungen
dieses Übereinkommens und zur Behandlung von Vertragspar-
teien, in deren Fall eine solche Nichteinhaltung festgestellt wor-
den ist.

Artikel 18

Konferenz der Vertragsparteien

(1) Hiermit wird eine Konferenz der Vertragsparteien einge-
setzt.

(2) Die erste Tagung der Konferenz der Vertragsparteien
wird vom Exekutivdirektor des UNEP gemeinsam mit dem
Generaldirektor der FAO spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten
dieses Übereinkommens einberufen. Danach finden ordentliche
Tagungen der Konferenz der Vertragsparteien in regelmäßigen
Abständen statt, die von der Konferenz festgelegt werden.

(3) Außerordentliche Tagungen der Konferenz der Vertrags-
parteien finden statt, wenn es die Konferenz für notwendig
erachtet oder eine Vertragspartei dies schriftlich beantragt,
sofern dieser Antrag von mindestens einem Drittel der Ver-
tragsparteien unterstützt wird.

(4) Die Konferenz der Vertragsparteien vereinbart und
beschließt auf ihrer ersten Tagung einvernehmlich eine

6.3.2003 L 63/35Amtsblatt der Europäischen UnionDE



Geschäftsordnung und eine Finanzordnung für sich selbst und
für alle Nebenorgane sowie Finanzbestimmungen für die Tätig-
keit des Sekretariats.

(5) Die Konferenz der Vertragsparteien prüft und bewertet
laufend die Durchführung dieses Übereinkommens. Sie nimmt
die ihr aufgrund des Übereinkommens übertragenen Aufgaben
wahr; zu diesem Zweck

a) setzt sie zusätzlich zu den Anforderungen des Absatzes 6
die von ihr zur Durchführung des Übereinkommens für
notwendig erachteten Nebenorgane ein;

b) arbeitet sie gegebenenfalls mit den zuständigen internatio-
nalen Organisationen sowie zwischenstaatlichen und nicht-
staatlichen Stellen zusammen;

c) prüft und ergreift sie weitere Maßnahmen, die zur Errei-
chung der Ziele des Übereinkommens erforderlich sind.

(6) Die Konferenz der Vertragsparteien setzt auf ihrer ersten
Tagung ein als Chemikalienprüfungsausschuss zu bezeichnen-
des Nebenorgan ein, das die diesem Ausschuss aufgrund des
Übereinkommens zugewiesenen Aufgaben wahrnimmt. Dabei

a) werden die Mitglieder des Chemikalienprüfungsausschusses
von der Konferenz der Vertragsparteien ernannt. Der Aus-
schuss besteht aus einer begrenzten Anzahl von Fachleuten
für Chemikalien-Management, die von den Regierungen
benannt werden. Die Ausschussmitglieder werden auf der
Grundlage einer ausgewogenen geografischen Verteilung
ernannt, wobei auch ein ausgewogenes Verhältnis zwischen
Industrie- und Entwicklungsländern gewährleistet sein
muss;

b) entscheidet die Konferenz der Vertragsparteien über das
Mandat, die Organisation und die Arbeitsweise des Aus-
schusses;

c) bemüht sich der Ausschuss nach Kräften um Einvernehm-
lichkeit bei seinen Empfehlungen. Sind alle Bemühungen
um Einvernehmlichkeit erschöpft und wird keine Einigung
erzielt, so wird als letztes Mittel die Empfehlung mit Zwei-
drittelmehrheit der anwesenden und abstimmenden Mitglie-
der beschlossen.

(7) Die Vereinten Nationen, ihre Sonderorganisationen und
die Internationale Atomenergie-Organisation sowie jeder Staat,
der nicht Vertragspartei dieses Übereinkommens ist, können
auf den Tagungen der Konferenz der Vertragsparteien als Beob-
achter vertreten sein. Andere nationale oder internationale,
staatliche oder nichtstaatliche Stellen oder Einrichtungen, die in
den vom Übereinkommen erfassten Angelegenheiten fachlich
befähigt sind und die dem Sekretariat ihren Wunsch mitgeteilt
haben, auf einer Tagung der Konferenz der Vertragsparteien als
Beobachter vertreten zu sein, können zugelassen werden,
sofern nicht mindestens ein Drittel der anwesenden Vertrags-
parteien widerspricht. Die Zulassung und Teilnahme von Beob-
achtern unterliegen der von der Konferenz der Vertragsparteien
beschlossenen Geschäftsordnung.

Artikel 19

Sekretariat

(1) Hiermit wird ein Sekretariat eingerichtet.

(2) Das Sekretariat hat folgende Aufgaben:

a) es veranstaltet die Tagungen der Konferenz der Vertrags-
parteien und ihrer Nebenorgane und stellt die erforderli-
chen Dienste bereit;

b) es unterstützt auf Ersuchen die Vertragsparteien, darunter
insbesondere die Entwicklungsländer und die Vertragspar-
teien mit im Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen,
bei der Durchführung dieses Übereinkommens;

c) es sorgt für die notwendige Koordinierung mit den Sekreta-
riaten anderer einschlägiger internationaler Gremien;

d) es schließt unter allgemeiner Aufsicht der Konferenz der
Vertragsparteien die für die wirksame Erfüllung seiner Auf-
gaben notwendigen verwaltungsmäßigen und vertraglichen
Vereinbarungen;

e) es nimmt die anderen in diesem Übereinkommen vorgese-
henen Sekretariatsaufgaben sowie sonstige Aufgaben wahr,
die von der Konferenz der Vertragsparteien festgelegt wer-
den.

(3) Die Sekretariatsaufgaben im Rahmen dieses Übereinkom-
mens werden vom Exekutivdirektor des UNEP und vom Gene-
raldirektor der FAO vorbehaltlich der zwischen ihnen verein-
barten und von der Konferenz der Vertragsparteien genehmig-
ten Regelungen gemeinsam wahrgenommen.

(4) Die Konferenz der Vertragsparteien kann mit Dreiviertel-
mehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertragsparteien
beschließen, eine oder mehrere andere zuständige internatio-
nale Organisationen mit den Sekretariatsaufgaben zu betrauen,
wenn sie befindet, dass das Sekretariat nicht wie vorgesehen
arbeitet.

Artikel 20

Beilegung von Streitigkeiten

(1) Die Vertragsparteien legen alle zwischen ihnen entste-
henden Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung die-
ses Übereinkommens durch Verhandlungen oder andere friedli-
che Mittel ihrer Wahl bei.

(2) Bei der Ratifikation, der Annahme oder der Genehmi-
gung dieses Übereinkommens oder beim Beitritt zu diesem
Übereinkommen oder jederzeit danach kann eine Vertragspar-
tei, die keine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegra-
tion ist, in einer dem Verwahrer vorgelegten Urkunde erklären,
dass sie in Bezug auf jede Streitigkeit über die Auslegung oder
Anwendung des Übereinkommens eines der folgenden Mittel
der Streitbeilegung oder beide gegenüber jeder Vertragspartei,
welche dieselbe Verpflichtung übernimmt, als obligatorisch
anerkennt:

L 63/36 6.3.2003Amtsblatt der Europäischen UnionDE



a) ein Schiedsverfahren nach einem Verfahren, das von der
Konferenz der Vertragsparteien so bald wie möglich in
einer Anlage beschlossen wird;

b) Vorlage der Streitigkeit beim Internationalen Gerichtshof.

(3) Eine Vertragspartei, die eine Organisation der regionalen
Wirtschaftsintegration ist, kann in Bezug auf ein Schiedsverfah-
ren nach dem in Absatz 2 Buchstabe a) vorgesehenen Verfah-
ren eine Erklärung mit gleicher Wirkung abgeben.

(4) Eine nach Absatz 2 abgegebene Erklärung bleibt in Kraft,
bis sie nach den darin enthaltenen Bedingungen erlischt, oder
bis zum Ablauf von drei Monaten nach Hinterlegung einer
schriftlichen Rücknahmenotifikation beim Verwahrer.

(5) Das Erlöschen einer Erklärung, eine Rücknahmenotifika-
tion oder eine neue Erklärung berührt nicht die beim Interna-
tionalen Gerichtshof oder bei dem Schiedsgericht anhängigen
Verfahren, sofern die Streitparteien nichts anderes vereinbaren.

(6) Haben sich die Streitparteien nicht auf ein Verfahren
oder auf dasselbe Verfahren der Streitbeilegung gemäß Absatz
2 geeinigt und konnten sie ihre Streitigkeit nicht binnen zwölf
Monaten, nachdem eine Vertragspartei einer anderen notifiziert
hat, dass eine Streitigkeit zwischen ihnen besteht, beilegen, so
wird der Streitfall auf Ersuchen einer der Streitparteien einer
Vergleichskommission vorgelegt. Die Vergleichskommission
erstellt einen Bericht mit Empfehlungen. Weitere Verfahren in
Bezug auf die Vergleichskommission werden in einer von der
Konferenz der Vertragsparteien spätestens auf der zweiten
Tagung der Konferenz zu beschließenden Anlage aufgeführt.

Artikel 21

Änderungen des Übereinkommens

(1) Änderungen dieses Übereinkommens können von jeder
Vertragspartei vorgeschlagen werden.

(2) Änderungen dieses Übereinkommens werden auf einer
Tagung der Konferenz der Vertragsparteien beschlossen. Der
Wortlaut einer vorgeschlagenen Änderung wird den Vertrags-
parteien mindestens sechs Monate vor der Tagung, auf der die
Änderung zur Beschlussfassung vorgeschlagen wird, vom
Sekretariat übermittelt. Das Sekretariat übermittelt vorgeschla-
gene Änderungen auch den Unterzeichnern des Übereinkom-
mens und zur Kenntnisnahme dem Verwahrer.

(3) Die Vertragsparteien bemühen sich nach Kräften um
eine einvernehmliche Einigung über eine vorgeschlagene Ände-
rung des Übereinkommens. Sind alle Bemühungen um Einver-
nehmlichkeit erschöpft und wird keine Einigung erzielt, so
wird als letztes Mittel die Änderung mit Dreiviertelmehrheit
der auf der Tagung anwesenden und abstimmenden Vertrags-
parteien beschlossen.

(4) Die Änderung wird vom Verwahrer allen Vertragspar-
teien zur Ratifikation, Annahme oder Genehmigung übermit-
telt.

(5) Die Ratifikation, Annahme oder Genehmigung einer
Änderung wird dem Verwahrer schriftlich notifiziert. Eine nach
Absatz 3 beschlossene Änderung tritt für die Vertragsparteien,
die sie angenommen haben, am neunzigsten Tag nach Hinter-
legung der Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungs-
urkunden durch mindestens drei Viertel der Vertragsparteien in
Kraft. Danach tritt die Änderung für jede andere Vertragspartei
am neunzigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die
betreffende Vertragspartei ihre Urkunde über die Ratifikation,
Annahme oder Genehmigung der Änderung hinterlegt hat.

Artikel 22

Beschlussfassung über Anlagen und Änderung von
Anlagen

(1) Die Anlagen dieses Übereinkommens sind Bestandteil
des Übereinkommens; sofern nicht ausdrücklich etwas anderes
vorgesehen ist, stellt eine Bezugnahme auf dieses Übereinkom-
men gleichzeitig eine Bezugnahme auf die Anlagen dar.

(2) Die Anhänge beschränken sich auf verfahrensmäßige,
wissenschaftliche, technische und verwaltungsmäßige Angele-
genheiten.

(3) Folgendes Verfahren findet auf den Vorschlag weiterer
Anhänge dieses Übereinkommens, die Beschlussfassung darü-
ber und das Inkrafttreten derselben Anwendung:

a) weitere Anhänge werden nach dem in Artikel 21 Absätze
1, 2 und 3 festgelegten Verfahren vorgeschlagen und
beschlossen;

b) eine Vertragspartei, die eine weitere Anlage nicht anzuneh-
men vermag, notifiziert dies schriftlich dem Verwahrer
innerhalb eines Jahres nach dem Zeitpunkt, zu dem dieser
mitgeteilt hat, dass die weitere Anlage beschlossen worden
ist. Der Verwahrer verständigt unverzüglich alle Vertrags-
parteien vom Empfang jeder derartigen Notifikation. Eine
Vertragspartei kann ihre entsprechende Notifikation jeder-
zeit zurückziehen, und die Anlage tritt daraufhin für diese
Vertragspartei vorbehaltlich Buchstabe c) in Kraft;

c) nach Ablauf eines Jahres nach dem Zeitpunkt, zu dem der
Verwahrer mitgeteilt hat, dass eine weitere Anlage
beschlossen worden ist, tritt dieser für alle Vertragsparteien,
die keine Notifikation nach Buchstabe b) vorgelegt haben,
in Kraft.

(4) Mit Ausnahme der Anlage III unterliegen der Vorschlag
von Änderungen von Anlagen dieses Übereinkommens, die
Beschlussfassung darüber und das Inkrafttreten derselben dem-
selben Verfahren wie der Vorschlag weiterer Anlagen des Über-
einkommens, die Beschlussfassung darüber und das Inkrafttre-
ten derselben.

(5) Folgendes Verfahren findet beim Vorschlag von Ände-
rungen der Anlage III, bei der Beschlussfassung darüber und
beim Inkrafttreten derselben Anwendung:
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a) Änderungen von Anlage III werden nach dem in den Arti-
keln 5 bis 9 sowie in Artikel 21 Absatz 2 festgelegten Ver-
fahren vorgeschlagen und beschlossen;

b) die Beschlussfassung der Konferenz der Vertragsparteien
erfolgt einvernehmlich;

c) ein Beschluss über eine Änderung der Anlage III wird vom
Verwahrer den Vertragsparteien unverzüglich übermittelt.
Die Änderung tritt für alle Vertragsparteien zu einem in
dem Beschluss festzulegenden Zeitpunkt in Kraft.

(6) Bezieht sich eine weitere Anlage oder eine Änderung
einer Anlage auf eine Änderung dieses Übereinkommens, so
tritt die weitere Anlage oder die geänderte Anlage erst in Kraft,
wenn die Änderung des Übereinkommens in Kraft tritt.

Artikel 23

Stimmrecht

(1) Vorbehaltlich des Absatzes 2 hat jede Vertragspartei die-
ses Übereinkommens eine Stimme.

(2) Eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration
übt in Angelegenheiten ihrer Zuständigkeit ihr Stimmrecht mit
der Anzahl von Stimmen aus, die der Anzahl ihrer Mitglied-
staaten entspricht, die Vertragsparteien dieses Übereinkommens
sind. Eine solche Organisation übt ihr Stimmrecht nicht aus,
wenn einer ihrer Mitgliedstaaten sein Stimmrecht ausübt, und
umgekehrt.

(3) Im Sinne dieses Übereinkommens bedeutet �anwesende
und abstimmende Vertragsparteien� die anwesenden Vertrags-
parteien, die eine Ja- oder eine Neinstimme abgeben.

Artikel 24

Unterzeichnung

Dieses Übereinkommen liegt für alle Staaten und alle Organisa-
tionen der regionalen Wirtschaftsintegration am 11. September
1998 in Rotterdam und vom 12. September 1998 bis zum 10.
September 1999 am Hauptsitz der Vereinten Nationen in New
York zur Unterzeichnung auf.

Artikel 25

Ratifikation, Annahme, Genehmigung oder Beitritt

(1) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation,
Annahme oder Genehmigung durch Staaten und durch Organi-
sationen der regionalen Wirtschaftsintegration. Es steht von
dem Tag an, an dem es nicht mehr zur Unterzeichnung auf-
liegt, Staaten und Organisationen der regionalen Wirtschafts-
integration zum Beitritt offen. Die Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs- oder Beitrittsurkunden werden beim Verwahrer
hinterlegt.

(2) Jede Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration,
die Vertragspartei dieses Übereinkommens wird, ohne dass
einer ihrer Mitgliedstaaten Vertragspartei ist, ist durch alle Ver-
pflichtungen aus dem Übereinkommen gebunden. Sind ein

oder mehrere Mitgliedstaaten einer solchen Organisation Ver-
tragspartei des Übereinkommens, so entscheiden die Organisa-
tion und ihre Mitgliedstaaten über ihre jeweiligen Verantwort-
lichkeiten hinsichtlich der Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus
dem Übereinkommen. In diesen Fällen sind die Organisation
und die Mitgliedstaaten nicht berechtigt, Rechte aufgrund des
Übereinkommens gleichzeitig auszuüben.

(3) In ihrer Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunde gibt eine Organisation der regionalen Wirt-
schaftsintegration an, in welchem Umfang sie in Bezug auf die
durch das Übereinkommen erfassten Angelegenheiten zustän-
dig ist. Jede derartige Organisation teilt auch jede wesentliche
Änderung des Umfangs ihrer Zuständigkeiten dem Verwahrer
mit, der seinerseits die Vertragsparteien unterrichtet.

Artikel 26

Inkrafttreten

(1) Dieses Übereinkommen tritt am neunzigsten Tag nach
dem Zeitpunkt der Hinterlegung der fünfzigsten Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde in Kraft.

(2) Für jeden Staat oder für jede Organisation der regionalen
Wirtschaftsintegration, die nach Hinterlegung der fünfzigsten
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitritts-
urkunde das Übereinkommen ratifiziert, annimmt, genehmigt
oder ihm beitritt, tritt das Übereinkommen am neunzigsten
Tag nach dem Zeitpunkt der Hinterlegung der Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde durch den
betreffenden Staat oder die betreffende Organisation der regio-
nalen Wirtschaftsintegration in Kraft.

(3) Für die Zwecke der Absätze 1 und 2 zählt eine von
einer Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration hin-
terlegte Urkunde nicht als zusätzliche Urkunde zu den von den
Mitgliedstaaten der Organisation hinterlegten Urkunden.

Artikel 27

Vorbehalte

Vorbehalte zu diesem Übereinkommen sind nicht zulässig.

Artikel 28

Rücktritt

(1) Eine Vertragspartei kann jederzeit nach Ablauf von drei
Jahren nach dem Zeitpunkt, zu dem dieses Übereinkommen
für sie in Kraft getreten ist, durch eine an den Verwahrer
gerichtete schriftliche Notifikation von dem Übereinkommen
zurücktreten.

(2) Der Rücktritt wird nach Ablauf eines Jahres nach dem
Eingang der Notifikation beim Verwahrer oder zu einem gege-
benenfalls in der Rücktrittsnotifikation genannten späteren
Zeitpunkt wirksam.
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Artikel 29

Verwahrer

Verwahrer dieses Übereinkommens ist der Generalsekretär der
Vereinten Nationen.

Artikel 30

Verbindliche Wortlaute

Die Urschrift dieses Übereinkommens, dessen arabischer, chine-
sischer, englischer, französischer, russischer und spanischer
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird beim Generalse-
kretär der Vereinten Nationen hinterlegt.

ZU URKUND dessen haben die hierzu gehörig befugten Unterzeichneten dieses Übereinkom-
men unterschrieben.

Geschehen zu Rotterdam am zehnten September neunzehnhundertachtundneunzig.
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Anlage I zu Anhang A

FÜR NOTIFIKATIONEN NACH ARTIKEL 5 ERFORDERLICHE INFORMATIONEN

Die Notifikationen müssen Folgendes enthalten:

1. Eigenschaften, Identifikation und Verwendungszweck

a) Allgemein gebräuchliche Bezeichnung;

b) chemische Bezeichnung nach einer international anerkannten Nomenklatur (zum Beispiel der Internationalen
Union für reine und angewandte Chemie, IUPAC), sofern eine solche Nomenklatur vorhanden ist;

c) Handelsbezeichnungen und Bezeichnungen der Zubereitungen;

d) Code-Nummern: CAS-Nummer (Chemicals Abstract Service), Zollcode nach dem Harmonisierten System und
sonstige Nummern;

e) Informationen über die Einstufung in Gefahrenklassen, sofern die Chemikalie Einstufungsvorschriften unter-
liegt;

f) Verwendungszweck(e) der Chemikalie;

g) physikalisch-chemische, toxikologische und ökotoxikologische Eigenschaften.

2. Unmittelbar geltende Rechtsvorschriften

a) Spezifische Angaben zu den unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften:

i) Zusammenfassung der unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften;

ii) Verweis auf das Rechtsdokument;

iii) Zeitpunkt des Inkrafttretens der unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften;

iv) Angaben darüber, ob die unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften auf der Grundlage einer Beurteilung der
Risiken und Gefahren erlassen wurden, und wenn ja, Angabe von Einzelheiten einer solchen Beurteilung,
einschließlich eines Verweises auf die einschlägigen Unterlagen;

v) Begründung der unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften, die für die menschliche Gesundheit, einschließ-
lich der Gesundheit von Verbrauchern und Arbeitnehmern, oder die Umwelt von Belang sind;

vi) zusammenfassender Überblick über die von der Chemikalie für die menschliche Gesundheit, einschließlich
der Gesundheit von Verbrauchern und Arbeitnehmern, oder für die Umwelt ausgehenden Gefahren und
Risiken und über die voraussichtlichen Auswirkungen der unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften;

b) Kategorie(n), in denen unmittelbar geltende Rechtsvorschriften erlassen wurden, und für jede Kategorie

i) Verwendungszweck(e), der/die durch die unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften verboten ist/sind;

ii) Verwendungszweck(e), der/die weiterhin erlaubt ist/sind;

iii) soweit vorhanden, die geschätzten Herstellungs-, Einfuhr-, Ausfuhr- und Verbrauchsmengen der Chemika-
lie;

c) soweit möglich, Angaben über die voraussichtliche Bedeutung der unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften für
andere Staaten und Regionen;

d) andere zweckdienliche Informationen wie

i) Einschätzung der sozioökonomischen Auswirkungen der unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften;

ii) gegebenenfalls Informationen über Alternativen und deren relative Risiken, zum Beispiel

� Strategien für den integrierten Pflanzenschutz;

� industrielle Verfahren und Prozesse, einschließlich umweltfreundlicherer Technologien.

L 63/40 6.3.2003Amtsblatt der Europäischen UnionDE



Anlage II zu Anhang A

KRITERIEN FÜR DIE AUFNAHME VERBOTENER ODER STRENGEN BESCHRÄNKUNGEN
UNTERLIEGENDER CHEMIKALIEN IN ANLAGE III

Bei der Prüfung der vom Sekretariat weitergeleiteten Notifikationen nach Artikel 5 Absatz 5 wird der Chemikalien-
prüfungsausschuss

a) bestätigen, dass die unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften zum Schutz der Gesundheit oder der Umwelt erlassen
worden sind;

b) feststellen, dass die unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften aufgrund einer Risikobewertung erlassen worden sind.
Diese Bewertung muss sich auf eine Überprüfung der wissenschaftlichen Daten unter Berücksichtigung der Gege-
benheiten bei der fraglichen Vertragspartei stützen. Zu diesem Zweck haben die vorgelegten Unterlagen zu belegen,
dass

i) die Daten anhand wissenschaftlich anerkannter Methoden erhoben worden sind;

ii) Datenüberprüfungen nach allgemein anerkannten wissenschaftlichen Grundsätzen und Verfahren durchgeführt
und dokumentiert worden sind;

iii) sich die unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften auf eine Risikobewertung stützen, in die auch die Gegeben-
heiten bei der sie erlassenden Vertragspartei einbezogen wurden;

c) prüfen, ob die unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften eine ausreichende Grundlage zur Rechtfertigung der Auf-
nahme der Chemikalie in Anlage III bieten, wobei zu berücksichtigen ist,

i) ob die unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften zu einer erheblichen mengen- oder zahlenmäßigen Verringe-
rung der Verwendung der Chemikalie geführt haben oder aller Voraussicht nach führen werden;

ii) ob die unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften zu einer konkreten Risikominderung geführt haben oder aller
Voraussicht nach zu einer erheblichen Minderung des Risikos für die Gesundheit oder die Umwelt der notifizie-
renden Vertragspartei führen werden;

iii) ob die Überlegungen, die zum Erlass der staatlichen Rechtsvorschriften führten, nur in einem begrenzten geo-
grafischen Gebiet oder unter anderen begrenzten Umständen zutreffen;

iv) ob Hinweise auf einen bestehenden internationalen Handel mit der Chemikalie vorliegen;

d) berücksichtigen, dass ein vorsätzlicher Missbrauch für sich kein ausreichender Grund für die Aufnahme einer Che-
mikalie in die Anlage III darstellt.
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Anlage III zu Anhang A

CHEMIKALIEN, DIE DEM VERFAHREN DER VORHERIGEN ZUSTIMMUNG NACH INKENNTNISSETZUNG
UNTERLIEGEN

Chemikalie CAS-Nummer(n) Kategorie

2,4,5-T 93-76-5 Pestizid

Aldrin 309-00-2 Pestizid

Captafol 2425-06-1 Pestizid

Chlordan 57-74-9 Pestizid

Chlordimeform 6164-98-3 Pestizid

Chlorbenzilat 510-15-6 Pestizid

DDT 50-29-3 Pestizid

Dieldrin 60-57-1 Pestizid

Dinoseb und Dinosebsalze 88-85-7 Pestizid

1,2-Dibromethan (EDB) 106-93-4 Pestizid

Fluoracetamid 640-19-7 Pestizid

HCH (gemischte Isomere) 608-73-1 Pestizid

Heptachlor 76-44-8 Pestizid

Hexachlorbenzol 118-74-1 Pestizid

Lindan 58-89-9 Pestizid

Quecksilberverbindungen, einschließ-
lich anorganischer Quecksilberverbin-
dungen, Alkyl-Quecksilberverbindun-
gen und Alkyloxyalkyl- und Aryl-
quecksilberverbindungen

Pestizid

Pentachlorphenol 87-86-5 Pestizid

Monocrotophos (lösliche flüssige For-
mulierungen des Stoffes, deren Wirk-
stoffgehalt 600 g/l übersteigt)

6923-22-4 Besonders gefährliche Pestizidformu-
lierung

Methamidophos (lösliche flüssige For-
mulierungen des Stoffes, deren Wirk-
stoffgehalt 600 g/l übersteigt)

10265-92-6 Besonders gefährliche Pestizidformu-
lierung

Phosphamidon (lösliche flüssige For-
mulierungen des Stoffes, deren Wirk-
stoffgehalt 1 000 g/l übersteigt)

13171-21-6 (Gemisch,
(E)&(Z)-Isomere)23783-98-4
([Z]-Isomer)297-99-4
((E)-Isomer)

Besonders gefährliche Pestizidformu-
lierung

Methylparathion (emulgierbare Kon-
zentrate mit einem Wirkstoffgehalt
von 19,5 %, 40 %, 50 % und 60 %
sowie Stäube mit einem Wirkstoff-
gehalt von 1,5 %, 2 % und 3 %)

298-00-0 Besonders gefährliche Pestizidformu-
lierung
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Chemikalie CAS-Nummer(n) Kategorie

Parathion (alle Formulierungen �
Aerosole, verstäubbares Pulver, emul-
gierbares Konzentrat, Granulat und
Spritzpulver � dieses Stoffes sind ein-
geschlossen, jedoch keine Kapselsus-
pensionen)

56-38-2 Besonders gefährliche Pestizidformu-
lierung

Krokydolith 12001-28-4 Industriechemikalie

Polybromierte Biphenyle (PBB) 36355-01-8(hexa-)
27858-07-7(octa-)
13654-09-6 (deca-)

Industriechemikalie

Polychlorierte Biphenyle (PCB) 1336-36-3 Industriechemikalie

Polychlorierte Terphenyle (PCT) 61788-33-8 Industriechemikalie

Tris (2,3-dibrompropyl) phosphat 126-72-7 Industriechemikalie
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Anlage IV zu Anhang A

INFORMATIONEN UND KRITERIEN FÜR DIE AUFNAHME SEHR GEFÄHRLICHER
PESTIZIDFORMULIERUNGEN IN ANLAGE III

Teil 1: Von einer vorschlagenden Vertragspartei vorzulegende Unterlagen

Den nach Artikel 6 Absatz 1 unterbreiteten Vorschlägen sind geeignete Unterlagen beizufügen, die folgende Informatio-
nen enthalten müssen:

a) die Bezeichnung der gefährlichen Pestizidformulierung;

b) die Bezeichnung des Wirkstoffs oder der Wirkstoffe in der Formulierung;

c) den relativen Gehalt jedes Wirkstoffs in der Formulierung;

d) die Art der Formulierung;

e) Handelsbezeichnungen und Namen der Hersteller, sofern bekannt;

f) bei der vorschlagenden Vertragspartei allgemein übliche und anerkannte Anwendungsbedingungen der Formulie-
rung;

g) eine genaue Beschreibung der Vorfälle im Zusammenhang mit dem Problem, einschließlich der nachteiligen Aus-
wirkungen und der Art und Weise, in der die Formulierung verwendet wurde;

h) als Reaktion auf diese Vorfälle ergriffene oder geplante rechtliche, administrative oder sonstige Maßnahmen der vor-
schlagenden Vertragspartei.

Teil 2: Vom Sekretariat zu sammelnde Informationen

Nach Artikel 6 Absatz 3 hat das Sekretariat zweckdienliche Informationen über die Formulierung zu sammeln, unter
anderem:

a) über die physikalisch-chemischen, toxikologischen und ökotoxikologischen Eigenschaften der Formulierung;

b) über das Vorliegen von Beschränkungen in anderen Staaten, welche die Handhabung oder den Anwender betreffen;

c) Informationen über Vorfälle im Zusammenhang mit der Formulierung in anderen Staaten;

d) von anderen Vertragsparteien, internationalen Organisationen, nichtstaatlichen Organisationen vorgelegte oder aus
sonstigen einschlägigen nationalen oder internationalen Quellen stammende Informationen;

e) Bewertungen der Risiken und/oder der Gefährlichkeit, soweit vorhanden;

f) sofern vorhanden, über das Ausmaß der Verwendung der Formulierung, wie etwa Anzahl der Registrierungen oder
Herstellungs- oder Absatzmenge;

g) über andere Formulierungen des betreffenden Pestizids und über eventuelle Vorfälle im Zusammenhang mit ihnen;

h) über alternative Pflanzenschutzpraktiken;

i) sonstige Informationen, die der Chemikalienprüfungsausschuss für relevant befindet.

Teil 3: Kriterien für die Aufnahme sehr gefährlicher Pestizidformulierungen in Anlage III

Bei der Prüfung der vom Sekretariat übermittelten Vorschläge nach Artikel 6 Absatz 5 hat der Chemikalienprüfungsaus-
schuss Folgendes zu berücksichtigen:

a) die Zuverlässigkeit der Nachweise dafür, dass die gemeldeten Vorfälle durch die Verwendung der Formulierung nach
allgemein gebräuchlichen oder anerkannten Methoden verursacht worden sind;
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b) die Relevanz dieser Vorfälle für andere Staaten mit ähnlichem Klima, ähnlichen Bedingungen und ähnlichen
Anwendungsbedingungen der Chemikalie;

c) das Vorliegen von Beschränkungen in anderen Staaten, welche die Handhabung oder den Anwender betreffen und
die Technologien oder Verfahren beinhalten, die in Staaten ohne die erforderliche Infrastruktur nicht in normalem
oder großem Umfang umgesetzt werden können;

d) die Signifikanz gemeldeter Auswirkungen im Verhältnis zur Menge der verwendeten Formulierung;

e) dass ein absichtlicher Missbrauch für sich allein kein ausreichender Grund für die Aufnahme einer Formulierung in
Anlage III ist.
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Anlage V zu Anhang A

ERFORDERLICHE INFORMATIONEN FÜR AUSFUHRNOTIFIKATIONEN

1. Ausfuhrnotifikationen müssen die folgenden Informationen enthalten:

a) Name und Anschrift der zuständigen bezeichneten nationalen Behörden der ausführenden und der einführen-
den Vertragspartei;

b) voraussichtlicher Zeitpunkt der Ausfuhr an die einführende Vertragspartei;

c) Bezeichnung der verbotenen oder strengen Beschränkungen unterliegenden Chemikalie und Zusammenfassung
der in Anlage I aufgeführten Informationen, die dem Sekretariat nach Artikel 5 vorzulegen sind. Ist in einem
Gemisch oder einer Zubereitung mehr als eine Chemikalie enthalten, so müssen diese Informationen für jede
Chemikalie vorgelegt werden;

d) eine Erklärung, aus der � sofern bekannt � die für die Chemikalie vorgesehene Kategorie und ihre vorgese-
hene Verwendung innerhalb dieser Kategorie bei der einführenden Vertragspartei hervorgeht;

e) Informationen über Vorsichtsmassnahmen zur Reduzierung der Exposition und der Emissionen der Chemikalie;

f) im Fall eines Gemischs oder einer Zubereitung die Konzentration der betreffenden verbotenen oder strengen
Beschränkungen unterliegenden Chemikalie bzw. Chemikalien;

g) Name und Anschrift des Einführers;

h) der zuständigen bezeichneten nationalen Behörde der ausführenden Vertragspartei leicht zugängliche zusätzli-
che Informationen, die für die bezeichnete nationale Behörde der einführenden Vertragspartei hilfreich wären.

2. Neben den in Absatz 1 bezeichneten Informationen hat die ausführende Vertragspartei auf Ersuchen der einführen-
den Vertragspartei auch die in Anlage I genannten weiteren Informationen bereitzustellen.

L 63/46 6.3.2003Amtsblatt der Europäischen UnionDE



ANHANG B

ERKLÄRUNG DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT GEMÄSS ARTIKEL 25 ABSATZ 3 DES
ROTTERDAMER ÜBEREINKOMMENS

�Die Europäische Gemeinschaft erklärt, dass sie gemäß dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, ins-
besondere gemäß Artikel 175 Absatz 1, befugt ist, internationale Übereinkommen zu schließen und den sich daraus
ergebenden Verpflichtungen nachzukommen, die zur Verfolgung der nachstehenden Ziele beitragen:

� Erhaltung und Schutz der Umwelt sowie Verbesserung ihrer Qualität;

� Schutz der menschlichen Gesundheit;

� umsichtige und rationelle Verwendung der natürlichen Ressourcen;

� Förderung von Maßnahmen auf internationaler Ebene zur Bewältigung regionaler oder globaler Umweltprobleme.

Ferner erklärt die Europäische Gemeinschaft, dass sie bereits rechtliche Instrumente zu in diesem Übereinkommen gere-
gelten Angelegenheiten angenommen hat, die für die Mitgliedstaaten verbindlich sind, darunter die Verordnung (EG)
Nr. 304/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Aus- und Einfuhr gefährlicher Chemikalien, und dass
sie dem Sekretariat des Übereinkommens eine gegebenenfalls aktualisierte Aufstellung dieser rechtlichen Instrumente
übermitteln wird.

Die Europäische Gemeinschaft ist für die Erfüllung derjenigen Verpflichtungen aus dem Übereinkommen zuständig, die
unter geltendes Gemeinschaftsrecht fallen.

Ausübung der Gemeinschaftszuständigkeit unterliegt naturgemäß einer ständigen Weiterentwicklung.�
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